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«Es ist Zeit für Diplomatie, Herr Bundeskanzler»
Offener Brief von Jeffrey Sachs an Bundeskanzler Friedrich Merz 
26. Mai 2026 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler Merz, 
als ich Ihnen vor einem halben Jahr einen of-
fenen Brief schrieb, habe ich an Deutschland 
appelliert, die Diplomatie gegenüber Russland 
zu suchen, anstatt den Krieg zu normalisie-
ren. Sechs Monate später hat sich die Lage in 
Europa dramatisch verschlechtert. Europa und 
Russland schlittern in einen offenen Krieg. In 
dieser Situation tragen Sie, Herr Bundeskanz-
ler, eine einzigartige Verantwortung. Kein an-
derer europäischer Staats- und Regierungs-
chef – weder in Paris, noch in Warschau, noch 
in Rom – verfügt über das Gewicht Deutsch-
lands oder hat die Macht, die Sie persönlich 
besitzen, diese Katastrophe zu verhindern. 
Werden Sie sich für den Frieden einsetzen? 

Sie selbst forderten im Januar 2026 gemein-
sam mit Premierministerin Meloni und Präsi-
dent Macron die Wiederaufnahme der Bezie-
hungen Europas zu Russland und bezeichneten 
Russland als «ein europäisches Land». Den-
noch haben Sie die Diplomatie nicht verfolgt. 
Angesichts der Zukunft Europas, die auf dem 
Spiel steht, ist dies ein beispielloser Verzicht 
auf Ihre Führungsrolle. Haben Sie in Ihrer 
Zeit als Bundeskanzler auch nur einen einzi-
gen substantiellen Dialog mit Präsident Putin 
versucht? Hat Ihr Aussenminister jemals einen 
substantiellen Dialog mit Aussenminister 
Lawrow versucht? Echte Gespräche, so wie 
jene, die den Kalten Krieg beendeten? Soweit 
die öffentlichen Aufzeichnungen belegen, lau-
tet die Antwort: nein. Nicht ein einziges Mal. 
Und nicht etwa, weil die Dringlichkeit nicht 
erkannt worden wäre. 

Die vergangenen Tage haben eine gefährli-
che Eskalation mit sich gebracht, die alle Eu-
ropäer aufrütteln sollte. Beide Hauptstädte 
stehen nun unter anhaltendem Beschuss:  
Ukrainische Langstreckendrohnen haben tief 
in Moskau eingeschlagen, darunter auch auf 
zivile Ziele. Russische Raketen- und Droh-
nenangriffe auf Kiew haben sich massiv ver-
stärkt. Ukrainische Drohnen sind in den Luft-
raum der baltischen Staaten eingedrungen und 
haben damit die unmittelbare Gefahr eines 
Zwischenfalls geweckt, der Europa direkt in 
den Krieg hineinziehen könnte. Ein entsetz-
licher ukrainischer Angriff auf eine Berufs-

schule in Lugansk hat die letzten Reste der Zu-
rückhaltung weiter untergraben. Am 25. Mai 
informierte Aussenminister Sergej Lawrow 
auf Anweisung von Präsident Putin den US-
Aussenminister offiziell darüber, dass die rus-
sischen Streitkräfte nun «systematische und 
anhaltende Angriffe» auf Einrichtungen und 
Entscheidungszentren in Kiew durchführen. 
Das russische Aussenministerium riet den Ver-
einigten Staaten und anderen Ländern, «die 
Evakuierung ihres diplomatischen Personals 
und ihrer Staatsbürger aus der ukrainischen 
Hauptstadt sicherzustellen». Diese Nachricht 
ist der Auftakt zu einer massiven Eskalation. 
Diplomatie ist dringender denn je. 

Der Weg zur Verteidigung der Ukraine ist 
nicht die Fortsetzung des Gemetzels, sondern 
ein Frieden zu Bedingungen, die für alle Par-
teien akzeptabel sind. Statt dessen droht uns 
eine Eskalation mit noch mehr Toten, noch 
mehr Zerstörung und der realen Gefahr eines 
Krieges, der sich über die Ukraine hinaus 
ausweitet. Indem Sie immer mehr Waffen, 
immer grössere Kriegskapazitäten und immer 
lautere Demonstrationen von «Entschlossen-
heit» fordern und signalisieren, dass Deutsch-
land sich auf einen Krieg vorbereitet, anstatt 
an dessen Beendigung zu arbeiten, haben Sie 
Berlin zum Beschleuniger statt zur Bremse 
eines europaweiten Krieges gemacht. 

Verantwortung Deutschlands:  
sechs Versäumisse 

Deutschland trägt eine erhebliche Verant-
wortung für die gegenwärtige Situation. 
Bevor die deutsche Politik auf Frieden ausge-
richtet werden kann, muss Deutschlands Ver-
gangenheit ehrlich aufgearbeitet werden. Im 
folgenden führe ich sechs schwerwiegende 
Versäumnisse der deutschen Aussenpolitik 

gegenüber Russland seit der deutschen Wie-
dervereinigung 1990 auf. 

Erstens – der 2+4-Vertrag und  
die Ost-Erweiterung der Nato 

Am 12. September 1990 unterzeichnete 
Deutschland in Moskau den Vertrag über 
die endgültige Regelung der Angelegenhei-
ten Deutschlands – den «2+4-Vertrag» –, der 
die deutsche Wiedervereinigung vollendete. 
Dieser Vertrag kam zustande, weil Michail 
Gorbatschow von Hans-Dietrich Genscher, 
Helmut Kohl, James Baker und anderen west-
lichen Staats- und Regierungschefs die feier-
liche Zusicherung erhielt, dass die Nato nicht 
nach Osten expandieren würde. Die freige-
gebenen Akten – darunter die nun öffentlich 
zugänglichen Memoranden des National Se-
curity Archive der George Washington Uni-
versity – sind eindeutig: Diese Zusicherungen 
wurden gegeben und sollten sich, wie damals 
klar formuliert, über das Gebiet der ehema-
ligen DDR hinaus auf Osteuropa erstrecken. 
Sie wurden 1990 und 1991 bekräftigt. Der 
«2+4-Vertrag» beschränkt die Stationierung 
von Nato-Truppen in der ehemaligen DDR und 
erinnert an die Grundsätze der Schlussakte 
von Helsinki, die betont, dass die Sicherheit 
keiner Nation auf Kosten der Sicherheit einer 
anderen gehen darf. Glaubt irgend jemand 
ernsthaft, dass die Sowjetunion westliche 
Truppen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR 
ablehnte, aber Nato-Armeen in Warschau, Vil-
nius oder Kiew gleichgültig gegenüberstand? 
Natürlich nicht. Die Nato-Erweiterung wurde 
ausführlich erörtert, und Deutschland gab der 
sowjetischen Führung ausdrückliche Zusiche-
rungen, die Erweiterung nach Osten zu ver-
weigern – und brach diese später. Deutschland 
profitierte am meisten von diesen Zusicherun-
gen, die die Gegenleistung für die deutsche 
Wiedervereinigung darstellten. Doch bereits 
1993 begannen deutsche Politiker, diese Zusi-
cherungen zu brechen. 

Zweitens – Bundeskanzlerin  
Merkels eigene Aussage 

In ihren Memoiren schreibt Angela Merkel 
mit bemerkenswerter Offenheit, dass sie zum 
Zeitpunkt des Bukarester Gipfels 2008 ver-
stand, dass die Einladung der Ukraine und 
Georgiens in die Nato einer Kriegserklä-
rung an Russland gleichkäme. Sie kannte 
Russlands rote Linie. Und dennoch gab sie 
dem amerikanischen Druck nach und ak-
zeptierte die Kompromisserklärung, wo-
nach die Ukraine und Georgien irgendwann 
Nato-Mitglieder «werden können». Dieser 
eine Satz setzte die Katastrophen von 2014 
und 2022 in Gang. Merkels spätere Offen-
heit ist ein Geschenk an ihre Nachfolger: Sie 
hat Ihnen klar und deutlich gesagt, was da-
mals klar war. Deutschland sollte jetzt nicht 
so tun, als ob nicht. 

Drittens – der Verrat am  
Abkommen vom 21. Februar 2014 

Am 21. Februar 2014 vermittelte der dama-
lige deutsche Aussenminister Frank-Walter 
Steinmeier in Kiew gemeinsam mit seinen 

polnischen und französischen Amtskollegen 
ein Abkommen zwischen Präsident Januko-
witsch und der Opposition. Das Abkommen 
sah die Wiedereinführung der Verfassung 
von 2004, die Bildung einer nationalen Ein-
heitsregierung und vorgezogene Präsident-
schaftswahlen vor. Präsident Putin wurde 
konsultiert; das Abkommen wurde bestä-
tigt. Es war ein bedeutender diplomatischer 
Erfolg in einer Situation heftiger Spannun-
gen und offener Gewalt. Doch innerhalb 
von 24 Stunden wurde Janukowitsch durch 
einen gewaltsamen Putsch gestürzt. Deutsch-
land bestand nicht auf dem Abkommen, das 
es gerade noch garantiert hatte. Statt des-
sen unterstützte Deutschland, dem Beispiel 
der USA folgend, die neue Regierung, als ob 
es nie ein Abkommen gegeben hätte. Diese 
Entscheidung bestärkte Moskau in der An-
nahme, dass westlichen Unterschriften nicht 
zu trauen sei. 

Viertens – Minsk II 
Im Februar 2015 verhandelte Bundeskanz-
lerin Merkel persönlich das Minsker Ab-
kommen II im Normandie-Format und si-
cherte in der am 12. Februar 2015 in Minsk 
verabschiedeten Unterstützungserklärung 
Deutschlands politische Unterstützung 
zu. Sieben Jahre lang wurde die zentrale 
politische Bestimmung – die Autonomie der 
Donbass-Regionen innerhalb einer souverä-
nen Ukraine – von Kiew nicht umgesetzt. 
Deutschland übte keinen Druck auf Kiew 
aus, die von ihm selbst geforderte Autono-
miebestimmung umzusetzen. Merkel räumte 
später ein, dass das Abkommen als Druck-
mittel genutzt worden war, um der Ukraine 
die Wiederbewaffnung zu ermöglichen. Prä-
sident Hollande äusserte sich ähnlich. Die 
Garantie war also in Wirklichkeit keine Ga-
rantie. Sie war eine Strategie – wiederum auf 
Geheiss Washingtons. Wieder einmal lautete 
die Botschaft an Moskau: Westlichen Unter-
schriften kann man nicht trauen. 

Fünftens – Nord Stream 
Am 7. Februar 2022 verkündete Präsident 
Biden im East Room des Weissen Hauses – in 
Anwesenheit des damaligen Bundeskanzlers 
Olaf Scholz: «Wenn Russland (in der Ukraine) 
einmarschiert, wird es Nord Stream 2 nicht 
mehr geben. Wir werden dem ein Ende set-
zen.» Auf die Frage nach dem Wie antwor-
tete er: «Ich verspreche Ihnen, wir werden 
dazu in der Lage sein.» Sieben Monate spä-
ter wurden die Pipelines durch einen Sabo-
tageakt in der Ostsee zerstört. Die vorliegen-
den Beweise – investigative Recherchen in 
den USA und Deutschland, die Ermittlun-
gen der deutschen Bundesanwaltschaft und 
öffentliche Aussagen ehemaliger Beamter – 
deuten überwältigend auf eine gemeinsame 
ukrainisch-amerikanische Operation hin. Die 
deutsche Bundesregierung wusste dies schon 
lange. Und dennoch hat Deutschland zugelas-
sen, dass die öffentliche Schuld entgegen den 
eindeutigen Beweisen Russland zugeschoben 
wird, während ein Akt industrieller Sabotage 
gegen die deutsche Wirtschaft ungestraft und 
unbeantwortet blieb. 

Sechstens – das Istanbul-Abkommen  
vom April 2022, das zum Greifen nah war 
Nur wenige Wochen nach Russlands Inva-
sion im Februar 2022 trafen sich russische und 
ukrainische Unterhändler in Istanbul, um die 
Bedingungen eines Friedensabkommens aus-
zuhandeln: Neutralität der Ukraine ausserhalb 

Fortsetzung auf Seite 2

Jeffrey D. Sachs
Jeffrey David Sachs 
(geboren am 5. No-
vember 1954 in De-
troit) ist ein US-
a m e r i k a n i s c h e r 
Ökonom und Pro-
fessor an der Co-
lumbia-Universität, 
wo er Direktor des 
Center for Sustai-
nable Development 

am dortigen Earth Institute ist, dessen Leiter 
er von 2002 bis 2016 war. 

In den 1980er und 1990er Jahren war er 
beratend für mehrere Staaten mit wirtschaft-
lichen Problemen aktiv: ab 1985 in Bolivien, 
ab 1989 in Polen, ab 1991 in Russland. 

Von 2002 bis 2006 war er Sonderberater 
der Millennium Development Goals. Er ist Di-
rektor des UN Sustainable Development So-
lutions Network an der Columbia-Universi-
tät. Von 2001 bis 2018 war er Sonderberater 
der UN-Generalsekretäre Kofi Annan, Ban 
Ki-moon und António Guterres. Von 2002 bis 
2006 war er Direktor des Projekts der UN zu 
den Millenniums-Entwicklungszielen. Er ist 
Mitherausgeber des World Happiness Report. 

Sachs hat mehrere Bücher publiziert, dar-
unter drei «New York Times»-Bestseller: «Das 

Ende der Armut» (2005), «Common Wealth: 
Economics for a Crowded Planet» (2008) und 
«The Price of Civilization» (2011). 

Gemeinsam mit den Wissenschaftlern Hei-
ner Flassbeck, Thomas Piketty, Dani Rodrik und 
Simon Wren-Lewis veröffentlichte er während 
der griechischen Staatsschuldenkrise im Juli 
2015 einen offenen Brief an Angela Merkel, 
in dem sie aufgefordert wurde, Griechenlands 
Schulden zu reduzieren und der dortigen Re-
gierung einen langen Zeitraum zur Rückzah-
lung der übrigen Schuld einzuräumen.

Im Jahr 2015 gründete Sachs zusammen 
mit Marcelo Sánchez Sorondo die Ethics in 
Action Initiative. Papst Franziskus ernannte 
Sachs zum Akademiemitglied der Päpstli-
chen Akademie der Sozialwissenschaften. 
Sachs hielt 2019–2020 mehrere Vorträge in 
sechs Konferenzen des Vatikans. Sachs beriet 
zu Fragen der nachhaltigen Entwicklung im 
Kontext der Enzyklika Laudato si'. In einem 
Interview am 7. November 2018 sagte er, der 
Papst sei die «überzeugendste Führungs-
stimme auf dem Planeten». 

Sachs bezeichnete die Soziallehre der Kir-
che als absolut wichtig und überzeugend. 
Die Soziallehre der Kirche, so Sachs, biete 
eine ethische Sicht auf die Welt und gebe der 
Wirtschaft einen ethischen Rahmen.

Jeffrey Sachs  
(jeffsachs.org)

«Europa und Russland schlittern in einen offenen Krieg. In dieser Si-
tuation tragen Sie, Herr Bundeskanzler, eine einzigartige Verantwor-
tung. Kein anderer europäischer Staats- und Regierungschef – weder 
in Paris, noch in Warschau, noch in Rom – verfügt über das Gewicht 
Deutschlands oder hat die Macht, die Sie persönlich besitzen, diese Ka-
tastrophe zu verhindern. Werden Sie sich für den Frieden einsetzen?»
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Was ist bloss aus Deutschland geworden?
km. Am 28. Mai 2026 veröffentlichte der deut-
sche Journalist und Buchautor Patrik Baab 
auf seiner YouTube-Seite «Gegen den Strom» 
ein Interview mit der Pressesprecherin des 
Aussenministeriums der Russischen Föde-
ration, Marija Sacharowa.1 Baab hatte die-
ses rund 90minütige Gespräch während sei-
nes Aufenthaltes in Moskau geführt – nach 
der Reise des US-Präsidenten nach China am 
14. und 15. Mai, aber noch vor dem Besuch 
des russischen Präsidenten dort am 19. und 
20. Mai, vor der ukrainischen Bombardierung 
einer Berufsschule in Lugansk am 22. Mai und 
vor dem russischen Vergeltungsangriff auf die 
ukrainische Hauptstadt Kiew am 24. Mai. 

Das Gespräch greift eine Vielzahl aktuel-
ler und grundsätzlicher Themen auf, und wir 
empfehlen, die Ausführungen von Frau Sa-
charowa nicht als russische «Propaganda» 
abzutun. Sondern darüber nachzudenken, 
was sie gesagt hat. Was besonders auffällt: 
Sacharowa ist mit ihren Aussagen ernsthaft, 
pointiert und entschlossen – und ihre Aussa-
gen sind auch etwas anderes als die polemi-
schen, gehässigen und aggressiven Ausbrü-
che unserer westlichen Kriegsvorantreiber. 
Wir haben Auszüge ausgewählt, die sich mit 
Deutschland und mit unserem Umgang mit 
ukrainischen Menschenrechtsverletzungen 
befassen.2 Die Gefahr eines direkten Krie-
ges zwischen Russland und Staaten der Eu-
ropäischen Union (und der Nato) ist in den 
vergangenen Wochen enorm gestiegen. Die 
deutsche Politik spielt eine entscheidende 
Rolle dabei. Noch gibt es die Möglichkeit, 
die Katastrophe eines grossen Krieges ab-
zuwenden. Voraussetzung dafür ist eine an-
dere Sicht auf die vergangenen Jahre, ja, ein 
Sich-bewusst-Werden der eigenen Mitverant-
wortung für die Situation, in der wir heute 
stehen.

Patrik Baab: Friedrich Merz [wurde] von 
der Presse nach einem Gespräch mit Selen-
ski mit dem Satz [zitiert]: «Die russische Fö-
deration hat keine Chance, diesen Krieg [in 
der Ukraine] zu gewinnen.» Hat man in Mos-
kau den Eindruck, dass dieser Krieg euro-
päisiert werden soll […]?

Kanzler Merz schadet Deutschland
Marija Sacharowa: Wir haben in erster Linie 
das Gefühl, dass Menschen wie Merz ihr ei-
genes Volk aufrichtig hassen. Denn alles, 
was Merz tut und was Menschen wie er tun, 
zielt darauf ab, dass die Bürger Deutsch-
lands […] insgesamt nicht einfach schlech-
ter leben, sondern wirklich schlecht, sehr 
schlecht leben. Und alles, was die Vorgän-
ger von Merz geschaffen haben, echte Grös-
sen der deutschen Wirtschaft, der deutschen 
Wissenschaft, des deutschen Unternehmer-
tums, all das wurde zerstört. Dieses Gefühl 
ist sehr stark. Und glauben Sie nicht, dass das 
nur eine Redewendung oder eine philosophi-
sche Betrachtung ist. Es ist eine ganz prakti-
sche Wahrnehmung dessen, was die deutsche 
Führung in den letzten Jahren tatsächlich tut. 

Bis zu einem gewissen Zeitpunkt konn-
ten wir sehen, dass die Menschen, die in 
Deutschland an der Spitze standen, nun ja, 
manches haben sie richtig gemacht, man-
ches falsch. Manches haben sie gemeinsam 
mit Russland getan, zum Nutzen beider Län-
der, und manches nur zu ihrem eigenen Vor-
teil, ohne Rücksicht auf unser Land. Aber in 
jedem Fall standen die Interessen Deutsch-
lands im Vordergrund – als Nation, als Ge-
sellschaft, als Volk.

Doch irgendwann in den letzten Jahren 
haben wir gesehen, dass alles, was die deut-
sche Führung tut, nicht so sehr Russland scha-
det, obwohl auch das, sondern vor allem der 
eigenen Industrie, der Wissenschaft, der Wirt-

schaft, dem Unternehmertum, dem Bildungs-
system und letztlich den Deutschen selbst. […]

Das exportorientierte Wirtschaftsmodell 
der Bundesrepublik Deutschland hat mit 
einem Rückgang der Wettbewerbsfähigkeit 
deutscher Produkte auf den Auslandsmärkten 
zu kämpfen, und zwar genau seit dem Ver-
zicht auf Energieträger aus Russland. Wer 
hat das entschieden? Das waren eben diese 
deutschen Führungskräfte. Hat Russland 
Deutschland etwa die Ressourcen entzogen? 
Nein, genau an dieser Stelle, dort, wo Sie 
jetzt sitzen, sassen Ihre Kollegen vom deut-
schen Magazin Compact. Das war ungefähr 
vor anderthalb Jahren. Sie stellten mir da-
mals eine direkte Frage: Kann Russland die 
Lieferungen fortsetzen und dabei [die Röh-
ren von] Nord Stream 1 und Nord Stream 2 
nutzen, die unbeschädigt geblieben sind, um 
Gas nach Deutschland zu liefern? Ich habe bei 
Gazprom und bei unseren Experten nachge-
fragt und gesagt, ja, technisch ist das mög-
lich. Wenn die politischen und wirtschaftli-
chen Fragen abgestimmt sind, dauert es aus 
technischer Sicht etwa drei Wochen, vielleicht 
einen Monat. Innerhalb eines Monats könnte 
das also wieder aufgenommen werden. Das 
heisst, nicht Russland hat Deutschland das 
Gas abgedreht, sondern Deutschland hat sich 
unter dem Druck seiner eigenen Politiker von 
russischen Energieressourcen abgewandt. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie in Deutschland prognostiziert 
einen weiteren Rückgang des deutschen An-

teils an den Weltmärkten. […] Die Aussen-
handelsbilanz zeigt eine negative Entwick-
lung: –1,4 % im Jahr 2025, –0,5 % im Jahr 
2026 und nach der aktuellen Prognose –0,2 % 
im Jahr 2027. Das alles hat sich natürlich 
auch auf die Situation der deutschen Her-
steller ausgewirkt. Ich war, ehrlich gesagt, 
schockiert über die folgende Nachricht. […] 
Angeblich hat der Konzern Mercedes-Benz 
erklärt, dass er einen Teil seiner industriellen, 
also seiner Produktionskapazitäten für mili-
tärische Zwecke verkaufen oder bereitstellen 
will. Das ist doch ein Unternehmen, das welt-
weit zu den erfolgreichsten im Bereich des 
Automobilverkehrs und des Fahrzeugbaus 
gehörte. Es hatte fantastische Perspektiven 
im eurasischen Raum. Ich spreche jetzt von 
Russland. Schliesslich war es ja nicht Russ-
land, das Mercedes aus unserem Land ver-
trieben, die Verkaufsstellen geschlossen oder 
die Servicezentren eingestellt hat. Merce-
des ist selbst gegangen. Warum? Nicht, weil 
es für Mercedes wirtschaftlich unvorteilhaft 
war, auf unserem Markt zu bleiben, sondern 
weil deutsche Politiker Mercedes zum Rück-
zug gezwungen haben. Jetzt spricht Mercedes 
davon, vielleicht einen Teil seiner Kapazitä-
ten für militärische Produktion zu verkaufen. 
Und warum? Weil sie genau wissen, dass es 
in absehbarer Zeit unmöglich sein wird, den 
Markt zurückzuerobern, den sie selbst aufge-
geben haben. Dieser Markt wurde sofort von 

Patrik Baab und Marija Sacharowa 
(Bilder Screenshot und mid.ru)

«Naryschkin: ‹Nato bereitet aktiv und real Krieg vor›»
km. So titelte der in der EU verbotene 
Sender rt.de am 28. Mai 2026. Da der 
Vorgang in anderen deutschsprachigen 
Medien gar nicht und in englischspra-
chigen Medien – zumeist auf der Grund-
lage einer kurzen Reuters-Meldung – nur 
sehr knapp erwähnt wurde, hier eine Zu-
sammenfasung des Artikels von rt.de, die 
wohl am ausführlichsten berichteten.

Sergei Naryschkin, Direktor des russi-
schen Auslandsgeheimdienstes SWR, er-
klärte am 28. Mai in einer Rede bei der 
Eröffnung eines internationalen Treffens 
hochrangiger Vertreter Russlands, die 
für Sicherheitsfragen zuständig sind, die 
Nato bereite sich aktiv und real auf einen 
bewaffneten Konflikt an ihren östlichen 
Grenzen vor. Er sagte: «Das Bündnis baut 
sein militärisches Potential konsequent 
aus, […] betreibt dort intensive Aufklä-
rungs- und Ausbildungsaktivitäten, mo-
dernisiert die vorhandene Infrastruktur 
und schafft neue.»

In Expertenkreisen, so Naryschkin wei-
ter, werde ernsthaft darüber diskutiert, 
wo genau ein neuer globaler Konflikt be-
ginnen wird und ob die Menschheit eine 
Überlebenschance hat. Die «Trommeln 
des Krieges» würden derzeit auf dem eu-
ropäischen Kontinent besonders laut ge-
rührt. Grossbritannien stachele aktiv zu 
einer Konfrontation mit Russland an.

Die EU, so Naryschkin, wolle die Beile-
gung des Konflikts zwischen Moskau und 
Kiew so lange wie möglich hinauszögern 
und alle Versuche einer diplomatischen Lö-
sung torpedieren. Die Europäische Union, 
so gibt rt.de Naryschkin wieder, «sehe 
durchaus Kiews Terrorismus, Korruption, 
Machtmissbrauch, Gewalt gegen Zivilisten 
und Kriegsverbrechen, lasse dem Regime 
aber alles durchgehen».

Die Ukrainer selbst kämen mit ihrer 
Rolle als «Rammbock gegen Russland» 
immer schlechter zurecht. Waffen aus 
der Ukraine zirkulierten auf dem europä-
ischen Kontinent und gelangten auch in 

die Hände internationaler terroristischer 
Gruppierungen.

Die Europäer, so Naryschkin, wollten 
ihre finanziellen Verluste durch die künf-
tige Ausbeutung Russlands kompensie-
ren. Naryschkin sieht hierin eine kolo-
nialistische Denkweise der westlichen 
Länder, eine Mentalität, von der diese 
Länder nicht loskämen.

Die Zukunft gehöre allerdings den 
Ländern, die nach Wohlstand und Frie-
den streben. «Zukunftsfähig» seien die 
Staaten, die sich nicht vom «Gefühl der 
eigenen Einzigartigkeit» leiten lassen, 
sondern von der Anerkennung des Wer-
tes sowohl der eigenen als auch der frem-
den kulturellen Grundlagen. Nachhalti-
ger Fortschritt werde durch das Streben 
nach allgemeinem Wohlstand und Har-
monie erreicht und nicht durch die Gier 
nach Bereicherung und Dominanz.

Quelle: https://de.rt.com/russland/281498- 
naryschkin-nato-bereitet-krieg-vor/  

vom 28.5.2026

der Nato, multilaterale Sicherheitsgarantien, 
vereinbarte Truppenbegrenzungen und die 
schrittweise politische Lösung der Donbass- 
und Krim-Frage. Das Abkommen stand kurz 
vor der Unterzeichnung. Der ehemalige israe-
lische Ministerpräsident Naftali Bennett, einer 
der Vermittler, bestätigte öffentlich, dass die 
Einigung kurz bevorstand und dass der We-
sten – insbesondere die Vereinigten Staaten 
und Grossbritannien – versucht hatte, sie zu 
verhindern. Die Mission von Premierminister 
Boris Johnson in Kiew im April 2022, um die 
Ukraine anzuweisen, das Abkommen nicht zu 
unterzeichnen, ist aktenkundig. Hunderttau-
sende ukrainische und russische Menschenle-
ben sowie die gesamte europäische Ordnung 
haben den Preis für diese US-amerikanisch-
britische Intervention bezahlt. Deutschland 
hat dazu geschwiegen – obwohl Deutschland 
wie kein anderes europäisches Land die wirt-
schaftlichen Folgen zu tragen hatte. 

Deutschlands  
wirtschaftliche Selbstzerstörung 

Ihre oberste Priorität muss der Frieden sein. 
Die aktuellen Nachrichten aus Moskau ver-
deutlichen die Dringlichkeit der Lage. Doch 
parallel zur ersten Katastrophe bahnt sich 
eine zweite an: die vorsätzliche Zerstörung 
der deutschen Wirtschaft, wobei Berlin so-
wohl Urheber als auch Opfer ist. 

Deutschlands Industrie basierte auf dem 
Handel mit Russland. Die Zerstörung von 
Nord Stream und der darauffolgende Ab-
bruch der deutsch-russischen Handelsbezie-
hungen haben dazu geführt, dass Deutschland 
Erdgas aus den USA zu Preisen kauft, die um 
ein Vielfaches höher sind als die Preise des 
russischen Pipelinegases, welches es ersetzt. 
Dies ist industrieller Selbstmord. Deutsch-
lands Chemieindustrie, Stahlindustrie, Glas-
industrie, energieintensive Hersteller – das 
Fundament des Mittelstands – verlieren Tag 
für Tag an internationaler Wettbewerbsfähig-
keit. Qualifizierte Arbeitsplätze verschwin-
den aus der deutschen Wirtschaft. Und der 
deutsche Steuerzahler und der deutsche Ver-
braucher transferieren nationales Vermögen 
in einem in der Nachkriegszeit Europas bei-
spiellosen Ausmass von Deutschland zu ame-
rikanischen Gasproduzenten. 

Darüber hinaus plant die Bundesregierung 
nun einen massiven Rüstungsausbau – Hun-
derte von Milliarden Euro im kommenden 
Jahrzehnt –, um sich für einen Krieg zu rü
sten, der durch Diplomatie leicht hätte verhin-
dert werden können. Dies ist eine eklatante 
Fehlallokation nationaler Ressourcen. Die 
zentrale Herausforderung für Deutschland in 
diesem Jahrzehnt ist die Wettbewerbsfähigkeit 
im digitalen Zeitalter. Jeder Euro, der für Pan-
zer, Raketen und Artilleriegranaten ausgege-
ben wird, fehlt Deutschlands KI-Kapazitäten, 
seiner Chipentwicklung und -fertigung, seiner 
Energieinfrastruktur und den Hochgeschwin-

digkeits-Digitalnetzen, die es benötigt, um 
eine führende Wirtschaftsmacht zu bleiben. 

Die bittere Realität, Herr Bundeskanzler, 
ist: Mit diesen Waffen lässt sich jene Sicher-
heit nicht erkaufen, die durch Diplomatie zu 
einem Bruchteil der Kosten erreicht werden 
könnte. Und ohne die Investitionen in Digi-
talisierung und Energie, die durch diese Auf-
rüstung verdrängt werden, ist kein Wohlstand 
zu erzielen. 

Mein Appell: Herr Bundeskanzler, mehr 
als jeder andere europäische Staats- und Re-
gierungschef sind Sie gefragt, wenn es darum 
geht, ob Europa in einen allgemeinen Krieg 
abgleitet oder zu Verhandlungen und wirt-
schaftlicher Vernunft zurückkehrt. Es ist 
höchste Zeit zu handeln. Die aktuelle offizi-
elle Botschaft Moskaus an Washington be-
legt dies eindeutig. Bitte nehmen Sie den 
Dialog mit Präsident Putin auf. Bitte entsen-
den Sie Ihren Aussenminister nach Moskau 
oder laden Sie den russischen Aussenminister 
nach Berlin ein. Bitte öffnen Sie die OSZE-
Kanäle wieder, die Deutschland verkümmern 
liess. Bitte fordern Sie Kiew auf, die Angriffe 
auf zivile Ziele einzustellen. 

Vor allem aber: Sagen Sie der deutschen 
Öffentlichkeit die Wahrheit. Ein auf der Neu-
tralität der Ukraine basierender Verhand-
lungsfrieden ist der realistische Weg aus der 
Katastrophe, und die Wiederherstellung nor-
maler Wirtschaftsbeziehungen mit Russland 
ist der realistische Weg aus dem industriellen 
Niedergang Deutschlands. 

Die Bedingungen eines akzeptablen Ab-
kommens, das Deutschland vorschlagen 
könnte, sind klar: Die Kämpfe werden an 
einer Waffenstillstandslinie eingestellt. Alle 
Seiten verzichten auf jegliche zukünftige Ge-
waltanwendung in Grenzfragen. Die Ukrai-
ne stellt ihre Neutralität wieder her, die Nato 
verzichtet dauerhaft auf eine weitere Ost-Er-
weiterung. Europa und Russland nehmen ihre 
Wirtschaftsbeziehungen wieder auf und been-
den die Kriegstreiberei. Die OSZE wird wie-
der zum zentralen Forum für europäische Si-
cherheit, mit dem Grundsatz, dass europäische 
Sicherheit unteilbar ist und nicht auf militä-
rischen Blöcken beruht, die Europa spalten. 
In einem solchen Szenario des Friedens kann 
Deutschland seine nationalen Ressourcen auf 
die Investitionen in Digitalisierung, KI, Halb-
leiter und Energie konzentrieren, die Deutsch-
lands wirtschaftliche Zukunft erfordert. 

Die Geschichte wird sich daran erinnern, 
was Sie in den kommenden Wochen tun und 
was Sie unterlassen. Dasselbe gilt für die 
deutsche Öffentlichkeit, die Völker Russ-
lands, der Ukraine und ganz Europas. Es ist 
Zeit für Diplomatie, Herr Bundeskanzler. Sie 
haben die Wahl. 

Hochachtungsvoll 
Jeffrey D. Sachs 

Professor an der Columbia University 
Erstveröffentlichung https://www.berliner-zeitung.de/
article/jeffrey-sachs-an-bundeskanzler-merz-verhin-
dern-sie-offenen-krieg-mit-russland-10038620 vom 
27.5.2026
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Unternehmen aus anderen Ländern besetzt, 
die nicht gegangen sind. Im Gegenteil, viele 
von ihnen sind zu uns gekommen, als sie ge-
sehen haben, dass Mercedes weg ist.

Deutschland wurde bei uns immer als das 
Land betrachtet, das wirtschaftlich grund-
sätzlich als Lokomotive der europäischen 
Wirtschaft gilt. Nach Einschätzung des IWF 
ist es jetzt das schwächste Glied der soge-
nannten G7. […] Noch vor fünf Jahren hätte 
ich gesagt, so etwas kann es niemals geben. 
Gerade Deutschland hatte die stärksten Per-
spektiven nicht nur auf dem europäischen 
Kontinent, sondern weltweit. Warum? Die 
Fähigkeit zu arbeiten, höchste Qualifikation 
und Professionalität, das war die Grundlage 
der Auswahl, und natürlich die Ressourcen 
aus Russland, kombiniert mit deutscher Tech-
nologie. All das zusammen brachte ein fan-
tastisches Ergebnis. […] All das wurde in nur 
wenigen Jahren zerstört.

Nicht wir sind die Feinde Deutschlands, 
sondern diejenigen, die heute Deutschland 
führen. Schauen Sie, das Produktionsvolumen 
ist im Jahresvergleich um 5,3 % gesunken. 
Und laut deutschen Experten – das sind nicht 
meine Zahlen, ich beziehe mich auf deutsche 
Experten – liegt die Auslastung der Produkti-
onskapazitäten derzeit um 5 % unter dem Ni-
veau, das normalerweise schon als Rezession 
gilt. Wenn Sie denken, dass mir diese Zahlen 
Freude bereiten, das stimmt nicht. Ich bedau-
ere das. Deutschland war einer unserer starken 
Partner. Wirtschaftlich, ja, wirklich ein echter 
Geschäftspartner, aber das ist Vergangenheit. 
Und ich sage es noch einmal: Hat denn jemand 
Deutschland angegriffen? Hat jemand es be-
setzt? […] Nein, es sind Bürgerinnen und Bür-
ger Deutschlands, die an die Macht gekom-
men sind, die Wohlstand versprochen haben 
und die alles zerstört haben, was Deutschland 
in den letzten Jahrzehnten aufgebaut hat. […]

Darf ich eine Frage stellen? Nicht an Sie. 
Ich möchte eine Frage an jeden Deutschen 
richten, der Sie sehen wird, der vielleicht auf 
den Bildschirm spuckt oder ruft: «Das ist rus-
sische Propaganda.» Ich stelle nur eine Frage, 
und jeder Deutsche, der sie sieht, hört oder 
liest, soll sie sich selbst beantworten: Hat das 
wirklich alles Russland getan? 

[…]

Patrik Baab: Was meinen Sie? Ist die Bun-
desrepublik Deutschland bereits direkte 
Kriegspartei?

Deutschland ist Kriegspartei
Marija Sacharowa: Haben Sie darauf wirk-
lich keine Antwort? Brauchen Sie dafür 
noch irgendeine Bestätigung? Wenn doch 
gerade Deutschland das Kiewer Regime in 
erster Linie bewaffnet, wenn die sogenannte 
Ramstein-Formel3 die Grundlage dieser 
Bewaffnung ist, wenn Vertreter des deut-
schen Staatsapparats persönlich die Kampf-
handlungen der Truppen Selenskis und des 
Kiewer Regimes koordinieren, Waffen und 
Technik liefern, Geldmittel bereitstellen und 
Informationen austauschen, dann ist das 
doch offensichtlich. 

Ich erinnere mich, vor etwa zwei Jahren, 
vielleicht anderthalb, ja, wohl eher andert-
halb Jahren, am Rande der Konferenz in An-
talya, da hat eine Nachricht das ganze Infor-
mationsfeld regelrecht erschüttert. Es ging 
darum, dass hochrangige deutsche Offiziere 
angeblich einen weiteren Anschlag auf zi-
vile Infrastruktur besprochen haben sollen, 
auf die Krimbrücke und so weiter. Erinnern 
Sie sich, diese Aufnahmen wurden vor etwa 
anderthalb oder zwei Jahren veröffentlicht. 
So ungefähr war das. Wie soll man das sonst 
nennen? 

[…] Dass Deutschland da völlig mit drin-
steckt, daran zweifelt eigentlich niemand. 
Und mehr noch, das sagen ja auch Vertreter 
des offiziellen Berlins ganz offen. Sie verber-
gen es nicht. Sie nennen es nicht anders. Sie 
sagen es ganz klar, es gehe darum, Russland 
eine strategische Niederlage zuzufügen, und 
sie beteiligen sich an den Kampfhandlungen 
auf der Seite des Kiewer Regimes.

Nur, das stimmt so nicht ganz. Sie nehmen 
nicht wirklich auf der Seite des Kiewer Regi-
mes an den Kampfhandlungen teil. Sie nut-
zen das Kiewer Regime, um genau das um-
zusetzen, worüber ich am Anfang gesprochen 
habe. Ihre Idee, Russland, wie sie es nennen, 

eine strategische Niederlage zuzufügen. Wel-
che anderen Gründe könnten wir überhaupt 
haben, das anders zu sehen? Ich sehe keine 
Möglichkeit, die Dinge nicht beim Namen zu 
nennen. Ich kann einfach nicht, ich habe kein 
einziges Argument, um Ihrer Frage zu wider-
sprechen. Keines. Und selbst Berlin sagt es 
genauso. Und das, was sie tun, ist genau das, 
worüber sie sprechen. Sowohl in der Theorie 
als auch in der Praxis der Weltgeschichte wird 
das genauso bezeichnet. Sie nutzen das Kie-
wer Regime, um, wie sie es formuliert haben, 
Russland eine Niederlage zuzufügen, Schläge 
zu versetzen. Nennen Sie es, wie Sie wollen.

[…]

Patrik Baab: In den Augen der Öffentlichkeit, 
zumindest der westlichen, tritt der Ukraine-
Krieg hinter den Problemen in Nahost zu-
rück. […]

Kein Mitgefühl für die Opfer
Marija Sacharowa: Das ist ein genialer Satz: 
In den Augen der westlichen Öffentlichkeit 
rückt der ukrainische Konflikt wegen der Er-
eignisse im Nahen Osten in den Hintergrund. 

Verstehen Sie? Sie sorgen sich um die west-
liche Öffentlichkeit, aber nicht um die Men-
schen. Sie kümmern sich nicht um die Getö-
teten, die Verletzten, die Verstümmelten. Sie 
kümmern sich nicht um die Terroranschläge, 
die sich gegen Zivilisten richten, nicht um die 
verstümmelten Kinder. Sie stört nur, dass der 
Konflikt in den Schatten gerät.

Aber warum, frage ich, stört diese westli-
che Öffentlichkeit nicht, dass ihre Regierun-
gen jede Woche, ja, buchstäblich jede Woche, 
für diesen Konflikt Dutzende hundert Milli-
onen Euro und Dollar bereitstellen? Inzwi-
schen sind es ja schon Milliarden, und das 
sind auch Dutzende, die sich dann in Hun-
derte Milliarden Euro und Dollar verwandeln.

Warum kümmert das die westliche Öffent-
lichkeit nicht? Warum interessiert sie dieser 
Fakt nicht? Warum sind ihr die vielbeschwo-
renen Menschenrechte egal, von denen in 
der Ukraine nichts mehr übrig ist? Wirklich 
gar nichts. Diese Menschenrechte werden 
dort schon lange nicht mehr eingehalten, und 
zwar nicht nur gegenüber der russischspra-
chigen Bevölkerung, den Bürgern Russlands, 
Menschen russischer Herkunft oder ortho-

doxen Gläubigen. Diese Rechte werden vor 
allem gegenüber den eigenen Bürgerinnen 
und Bürgern der Ukraine verletzt. Schauen 
Sie doch, was dort passiert.

Zwangsmobilisierung, Misshandlungen 
von Menschen, die ihre eigene Meinung zu 
dieser Situation haben oder die eine Befrei-
ung [vom Wehrdienst] haben oder gesund-
heitliche Gründe, die ihnen den Dienst un-
möglich machen. Physische Misshandlungen 
bis hin zu Mord. Schauen Sie sich an, was 
mit der Meinungsfreiheit passiert. Von ihr 
ist nichts mehr übrig. Es gibt nur noch eine 
Sichtweise, die der Bankowa [des ukraini-
schen Präsidialamts] und Selenskis. Alles an-
dere soll abgeschaltet, auf Pause gestellt und 
zum Schweigen gebracht werden. 

Warum stört sich die westliche Gemein-
schaft nicht an dem enormen Ausmass der 
Korruption? Das ist ja nicht einfach nur Kor-
ruption, bei der in der Ukraine Geld gestoh-
len wird. Diese Korruption hängt mit ille-
galem Handel zusammen, vor allem mit 
Waffen, mit der Verbreitung dieser Waf-
fen auf dem Schwarzmarkt und mit einer 
schwarzen Transportlogistik, die in der Uk-
raine im Grunde sogar gesetzlich verankert 
wurde. Warum kümmert sich die westliche 
Gemeinschaft nicht um die Korruption, die 
inzwischen nicht nur die Kiewer Machtha-
ber, sondern auch direkt die westlichen Füh-
rungskräfte betrifft? Ganz einfach, weil es 
offensichtlich ist, kein Selenski und kein 
Mitglied seines Teams könnten so frei über 
westliche Hilfe verfügen, wenn sie tatsäch-
lich von westlichen Kontrollen oder Über-
wachungsstrukturen geprüft würden. Wenn 
es dort eine echte Buchprüfung gäbe, klare 
Lieferungen mit Soll und Haben, dann könn-
ten sie gar nicht in diesem Ausmass stehlen. 
Natürlich ist das Korruption, die in direktem 
Zusammenhang mit den westlichen Betreu-
ern und Sponsoren steht. Und genau sie ste-
hen im Zentrum dieser Korruption.

Warum kümmert das die westliche Ge-
meinschaft überhaupt nicht? Jetzt machen 
sie sich Sorgen, dass das Ganze irgendwie im 
Schatten verschwindet, aber das ist ein fal-
sches Bild der Situation. Doch Sie haben es 
zu Recht gesagt. Genau das beschäftigt sie. 
Der Schatten, nicht das Wesentliche dessen, 
was passiert. Man muss aber auf das Wesent-
liche schauen. Deshalb sprechen wir über 
die eigentlichen Ursachen der Krise. Des-
halb reden wir darüber, was dort wirklich ge-
schieht.

[…] Alle achten nur auf die äussere Ku-
lisse, verstehen Sie? Hauptsache, das Thema 
bleibt auf der Tagesordnung, damit Selen-
ski offenbar endlos zu Preisverleihungen wie 
den Oscars oder nach Sanremo fahren kann, 
zu irgendwelchen Songwettbewerben, Preise 
bekommt, wofür auch immer, und Teil ver-
schiedener Gipfeltreffen wird. Wozu das 
alles? Um auf diese Weise eine Art ideolo-
gische Rechtfertigung für das zu liefern, was 
Westeuropa über viele Jahre getan hat. Mit 
anderen Worten, er wird gebraucht wie eine 
Art Absolution für all die Fehler, die sie be-
gangen haben.

Und sie haben grosse Angst, dass das ir-
gendwann aufhört zu glänzen und in den 
Schatten gerät. Genau davor fürchten sie 
sich. Das ist das Schlimmste, dass sie nicht 
begreifen, dass sie jeden Tag, jede Woche, 
jeden Monat mit riesigen Summen den Ter-
rorismus finanzieren, der längst zu interna-
tionalem Terrorismus geworden ist, dass 
mit ihrem Geld jeden Tag Kinder, Frauen, 
alte Menschen getötet werden. Menschen in 
Krankenhäusern, Schüler in Schulen, Men-
schen auf den Strassen, jeden einzelnen Tag. 
Und das wird von Westeuropa finanziert. 
Darüber müssten sie eigentlich entsetzt sein, 
aber sie sind es nicht, weil die westlichen 
Medien ihnen das alles nicht zeigen.	 •
1	 https://www.youtube.com/watch?v=fLM

UeEhWaEs&list=PLC8BiBSArcJGQki_
cNNBtI4C7N6q86ehS&index=1 vom 28.5.2026

2	 Im Original des Interviews war die hier an dritter 
Stelle plazierte Frage von Patrik Baab vor den bei-
den anderen Fragen plaziert.

3	 Unter dem «Ramstein-Format» (offiziell Ukraine 
Defense Contact Group, kurz UDCG) versteht 
man eine internationale, von den USA geleitete Al-
lianz aus über 50 Staaten. Vertreter dieser Staaten 
koordinieren seit 2022 die kollektive militärische 
und finanzielle Unterstützung für die Ukraine und 
treffen sich dazu auf dem US-Stützpunkt im deut-
schen Ort Ramstein. Die «Ramstein-Formel» be-
stimmt den Anteil der verschiedenen Staaten an 
dieser Unterstützung.

«Ukraine würdigt NS-Kollaborateur –  
Selenski spricht von einem ‹Helden›»

km. So titelte die «Berliner Zeitung» am 
28. Mai 2026 und berichtete, dass der vor 
mehr als 60 Jahren verstorbene Andrij 
Melnyk am 25. Mai «im Rahmen einer 
Staatszeremonie auf dem Nationalen 
Militärfriedhof bei Kiew bestattet» wor-
den sei. Präsident Selenski und Ex-Prä-
sident Juschtschenko nahmen persön-
lich am Festakt teil. Selenski würdigte 
Melnyk als «Helden» und Vorbild für die 
Ukraine: «Heute sehen wir alle, dass die 
ukrainische Idee das überwinden kann, 
was einst völlig unüberwindbar schien», 
sagte er laut Euronews mit Blick auf den 
langjährigen gewaltsamen Kampf von 
Ukrainern gegen die Sowjetunion. 

Melnyk war der Führer der Organisa-
tion Ukrainischer Nationalisten (OUN). 
Die OUN kollaborierte im Zweiten Welt-
krieg mit NS-Deutschland: «Sie verübten 
Pogrome, bewachten Ghettos, und Teile 
der OUN waren am Massaker von Babyn 
Jar beteiligt – einem der grössten Mas-
senmorde des Holocausts, bei dem 1941 
über 33 000 Juden erschossen wurden.»

Scharfe Kritik an der «Ehrung», so die 
«Berliner Zeitung» komme aus Israel. 
«Die Holocaust-Gedenkstätte Yad Vas-
hem erklärte, die Ehrung untergrabe die 
moralische Integrität des Holocaust-Ge-
denkens.» Die ukrainisch-jüdische Holo-
caust-Forscherin Marta Havryshko wird 
mit den Worten zitiert, diese «Ehrung» 
sei eine «Demütigung für alle, die einst 
glaubten, dass ‹Nie wieder› in der heuti-
gen Ukraine noch eine Bedeutung habe». 

«Zusätzliche Empörung», so die Zei-
tung, «löste die Teilnahme des rechts-
radikalen Asow-Bataillons an der Zere-
monie aus. Die Einheit verherrlicht offen 
Teile der OUN sowie die Waffen-SS-Divi-
sion ‹Galizien›».

Die «Ehrung» und Umbettung Melnyks 
auf den Nationalen Militärfriedhof sei, so 
die Zeitung weiter, «Teil eines grösseren 
politischen Projekts. Die ukrainische Re-
gierung plant ein nationales ‹Pantheon 
herausragender Ukrainer› – eine zentrale 
Gedenkstätte für historische Persönlich-
keiten, die aus Sicht Kiews für die ukrai-
nische Staatlichkeit und Unabhängigkeit 
gekämpft haben.» Geplant seien bis zu 
1000 Umbettungen aus 21 Ländern. «Als 
nächste könnten die Überreste des OUN-
Gründers Jewhen Konowalez aus Rotter-
dam sowie des Nationalistenführers Ste-
pan Bandera aus München in die Ukraine 
überführt werden.» 

Marta Havryshko, so die Zeitung, habe 
gewarnt, «in der Ukraine bestimme mili-
tanter ethnischer Nationalismus zuneh-
mend die Erinnerungspolitik und natio-
nale Identität – ein Land, das gleichzeitig 
behaupte, für Freiheit und Demokratie 
zu kämpfen». 

Öffentliche Kritik der deutschen Poli-
tik an diesen Vorgängen in der Ukraine 
ist nicht bekannt.

Quelle: https://www.berliner-zeitung.de/ar-
ticle/zwischen-nationalmythos-und-ns-ver-
gangenheit-selenskyj-wuerdigt-ns-kollabo-

rateur-10040190 vom 28.5.2026

Sind sich die Deutschen der  
Kriegsgefahr für ihr Land bewusst?

km. Regelmässig gibt es Umfragen, wie 
die Deutschen über die Gefahr eines offe-
nen Krieges von Deutschland gegen Russ-
land denken. So titelte die Zeitung «Die 
Welt» am 24. Mai 2026: «Immer weniger 
Deutsche haben Angst vor Angriff Russ-
lands». In einer Repräsentativbefragung 
des Instituts INSA am 21. und 22. Mai 
2026 – 1005 Personen wurden befragt – 
hätten nur noch 38 Prozent gesagt, sie 
seien besorgt, dass Russland Deutschland 
bald militärisch angreifen könnte. Im Sep-
tember 2025 waren es noch 51 Prozent. 
Dies ist erstaunlich; denn gerade in den 
vergangenen Wochen hat sich die Wahr-
scheinlichkeit eines russischen Vergel-
tungsschlages, zum Beispiel gegen Fabri-
ken, die Waffen für ukrainische Angriffe 
auf das russische Kernland herstellen 
und liefern, deutlich erhöht – aber über 
die russischen Debatten darüber wird im 
deutschen Mainstream auch nicht ange-
messen berichtet. Wohl auch deshalb, 
weil die Verantwortlichen in Deutschland 
wissen, dass «Angst» vor einem unmittel-
bar bevorstehenden Krieg für das Ziel der 
«Kriegstüchtigkeit» hinderlich sein kann.

Auf der anderen Seite sind sich die 
Deutschen bewusst, dass Deutschland 
massiv beim Krieg in der Ukraine mit-
macht, zum Beispiel mit Geld, Waffen 
und der Ausbildung von Soldaten. Dass 
Deutschland mittlerweile der grösste 
militärische Unterstützer der Ukraine 
ist, ist durch die Mainstream-Berichter-
stattung bekannt. Andere Umfragen als 
diejenige, auf die sich die «Welt» beruft, 
zeigen, dass sich eine deutliche Mehr-
heit der Deutschen (teilweise bis zu zwei 
Drittel) vor einer direkten, aktiven Ver-
wicklung der Bundeswehr in einen Krieg 
mit Russland fürchtet.

Wie die jahrelange antirussische Pro-
paganda in Deutschland wirkt, zeigte 
ein weiteres Umfrageergebnis. Zwischen 
dem 6. und 19. Januar 2026 wurden vom 
Institut für Demoskopie in Allensbach 
im Auftrag des Centrums für Strategie 
und Höhere Führung 1077 Personen in 
Deutschland befragt, von wem in den 
nächsten Jahren die «grösste Gefahr, die 
grösste Bedrohung für den Frieden in 
der Welt» ausgehe. 81 Prozent nannten 
Russland.

«Was ist bloss aus Deutschland …» 
Fortsetzung von Seite 2
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Die versuchte Vernichtung des Völkerrechts
Sein Fortbestand liegt nun in den Herzen und Köpfen derer, die dafür kämpfen

von Patrick Lawrence*

Sind wir Zeugen des 
Niedergangs des 
Völkerrechts und 
der internationa-
len Gerechtigkeit? 
Haben diese ihren 
letzten Atemzug 
getan und gehören 
nun der Vergangen-
heit an? Sind wir in 
eine Ära eingetre-
ten, die durch das 
völlige Fehlen des 
Völkerrechts und 

die endgültige Zerstörung der Institutionen 
geprägt ist, die geschaffen wurden, um es zu 
kodifizieren, auszulegen und durchzusetzen?

Das sind nun unsere Fragen – unsere 
drängenden, bitteren Fragen, die Fragen, die 
man nur schweren Herzens stellt.

Es trifft zu, wie kluge Köpfe wie Chas Free-
man1, der angesehene Kommentator und ehe-
malige Botschafter, argumentieren, dass das 
Völkerrecht seit Jahrzehnten geschwächt wird 
und seine Wirksamkeit immer wieder einen 
Rückschlag erleidet. Mächtige Staaten halten 
sich daran, wenn es ihren Zwecken dient, und 
ignorieren es, wenn dies nicht der Fall ist.

Doch wir sind an einem ganz anderen 
Punkt angelangt. Verstösse gegen das Völker-
recht sind eine Sache – und schon schlimm 
genug. Frontale Angriffe darauf und auf die-
jenigen, die es schützen und am Leben er-
halten sollen, sind jedoch etwas ganz ande-
res. Dieser Unterschied ist entscheidend: Er 
ist es, der unsere Zeit von der Vergangenheit 
unterscheidet.

Zeit und Geschichte beschleunigen sich in 
der Moderne, wie Daniel Halévy, ein wenig 
beachteter französischer Historiker, in sei-
nem (wunderbaren, ebenfalls wenig beach-
teten) Essay über die Beschleunigung der 
Geschichte («Les Îles d’Or–Plon», 1948) 
schrieb. Und der Katalysator unserer Zeit ist 
Israel. Das zionistische Regime führt seit lan-
gem Krieg gegen das Völkerrecht und seine 
Institutionen. Nun haben die Israeli, mit vol-
ler Unterstützung der US-Amerikaner, diesen 
Konflikt offen so weit eskalieren lassen, dass 
sie ihre eigene Auslöschung riskieren.

Es gibt bekannte (berüchtigte) Beispiele, 
die jeder kennt, der sich nicht auf die Main-
streammedien verlässt. Denn diese berich-
ten nur selten über solche Rechtsverstösse, 
die im Namen des Rechts begangen werden. 
Und wenn sie es doch tun, dann nicht annä-
hernd ausgewogen oder sachlich.

Auf die schwarze Liste des  
US-Finanzministeriums gesetzt 

Das bekannteste dieser Beispiele betrifft 
Francesca Albanese, die äusserst mutige Son-
derberichterstatterin der Vereinten Nationen 
für die Besetzten Palästinensischen Gebiete, 
die im Juli 2025 als Reaktion auf ihre Unter-
suchungen und Berichte über US-amerikani-
sche und israelische Verbrechen in Gaza und 
im Westjordanland – eine groteske Ansamm-
lung von Menschenrechtsverletzungen – sank-
tioniert wurde.

Mitte Mai entschied ein US-Bezirksgericht 
auf der Grundlage des Ersten Verfassungszu-
satzes gegen diese Sanktionen – die äusserst 
drakonisch sind und Albanese sowie ihre Fa-
milie betreffen. Neun Tage später setzte das 
Finanzministerium Albanese ohne Angabe 
von Gründen wieder auf seine Sanktionsliste. 
Das ist ein langer, langer Krieg. 

Da ist der Fall von Nicolas Guillou, einem 
französischen Richter am Internationalen 
Strafgerichtshof. Die Vereinigten Staaten ver-
hängten im vergangenen November Sanktio-
nen gegen ihn. Derzeit stehen auf der Sank-
tionsliste des US-Finanzministeriums sechs 

Richter und drei Ankläger des IStGH – neun 
Beamte, die für das internationale Justizsystem 
verantwortlich sind und alle an Verfahren 
gegen das zionistische Regime, dessen höchste 
Amtsträger sowie die Vereinigten Staaten als 
dessen Förderer und Kollaborateur arbeiten.

Um die Leser daran zu erinnern, wie das 
Leben aussieht, wenn man auf der schwar-
zen Liste des Finanzministeriums steht, hier 
ein Zitat von Guillou zu diesem Thema aus 
einem Interview mit «Le Monde»2:

«Es geht weit über ein blosses Einreisever-
bot in die USA hinaus. Die Sanktionen wir-
ken sich auf alle Bereiche meines täglichen 
Lebens aus. Sie verbieten es jeder ameri-
kanischen natürlichen oder juristischen 
Person, jeder Person oder jedem Unter-
nehmen, einschliesslich ihrer Tochterge-
sellschaften im Ausland, mir Dienstleistun-
gen zu erbringen. 

Alle meine Konten bei amerikanischen 
Unternehmen wie Amazon, Airbnb, Pay-
Pal und anderen wurden geschlossen. Ich 
habe zum Beispiel über Expedia ein Hotel 
in Frankreich gebucht, und wenige Stun-
den später schickte mir das Unternehmen 
eine E-Mail, in der die Buchung unter Be-
rufung auf die Sanktionen storniert wurde. 
Das bedeutet in der Praxis, dass man nicht 
mehr online einkaufen kann, weil man nicht 
weiss, ob die Verpackung des Produkts aus 
den USA stammt. Unter Sanktionen zu ste-
hen, ist, als würde man in die 1990er Jahre 
zurückversetzt.»

Oder vielleicht zurück ins Reich der 1930er 
Jahre.

Es gibt sehr viele solcher Beispiele, und 
es werden immer mehr. Jeder regelmässige 
Leser von Consortium News wird sie kennen, 
oder zumindest einige davon. Jedes einzelne 
dieser Beispiele bildet eine Front im grösse-
ren Krieg, der derzeit gegen das Völkerrecht 
und seine Verteidiger geführt wird. Hier gibt 
es keine «billige Gnade», wie Dietrich Bon-
hoeffer, der berühmte Gegner des Nazi-Re-
gimes, es formulierte: Es geht um Leben und 
Tod.

Die Verhängung von Sanktionen gegen 
Menschen und Institutionen ist die plumpste 
Taktik derer, die darauf aus sind, Recht, Ge-
rechtigkeit und alles, was von einer gemein-
samen menschlichen Kultur noch übrig ist, 
zu zerstören – doch es gibt noch andere. 
Zwar muss man Albanese, Guillou und den 
vielen ihresgleichen beistehen, doch ebenso 
sehr beunruhigt mich der äusserst schädliche 
Prozess der Normalisierung, der sich tagtäg-
lich um uns herum vollzieht.

Einem angeklagten  
Kriegsverbrecher eine Plattform bieten

Am 10. Mai strahlte CBS News – mittler-
weile mehr oder weniger direkt von Zioni-
sten kontrolliert – ein Interview mit Benja-
min Netanjahu aus, das erste des israelischen 
Premierministers seit Beginn der US-ameri-
kanisch-israelischen Angriffe auf den Iran 
am 28. Februar. Major Garrett, ein seit lan-
gem bekannter Angeber im Trenchcoat, 
wollte wissen, wie lange der Krieg andauern 
würde, wie lange Israel seine Operation in 
Libanon fortsetzen würde, welche Taktiken 
geplant seien und so weiter.

Wir haben hier einen (angeblich) bedeu-
tenden amerikanischen Fernsehsender, der 
einen angeklagten Kriegsverbrecher inter-
viewt. In dem 14½-minütigen, persönlich 
geführten Gespräch fiel kein Wort über diese 
Anklagen, die Greueltaten der zionistischen 
Armee, das Völkerrecht oder Gerechtigkeit. 

Das Transkript ist nachzulesen.3 Zu sehen, 
wie ein Punk wie Major Garrett ruhig da-
sitzt und einem Mann, der wegen Kriegsver-

brechen und Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit angeklagt ist, harmlose Fragen stellt, 
dreht mir den Magen um.

Das meine ich mit der Normalisierung von 
Gesetzlosigkeit und Kriminalität.

Vor kurzem erschien in der Meinungsru-
brik der «New York Times» ein Artikel, der 
mich dazu brachte, mich intensiv mit dieser 
Frage auseinanderzusetzen. Ich habe in der 
«New York Times» schon weitaus Schlimme-
res gesehen, doch Shira Efron gelang es, die 
systematische Aushöhlung des Völkerrechts 
besonders deutlich herauszustellen.

Die Überschrift über Efrons Kolumne lau-
tete: «Israels Isolation vertieft sich rasch. Das 
muss nicht so sein.»4 Efron, die die Israel-
Abteilung bei der RAND Corporation leitet, 
ging auf dieses offensichtliche Phänomen mit 
deutlicher Besorgnis ein:

«Eine neue Generation rund um den Globus 
betrachtet Israel mittlerweile instinktiv vor 
allem als Teil einer Geschichte über Besat-
zung und das Leid der Palästinenser. Es wird 
immer deutlicher, dass sich die langjährigen 
Schutzmechanismen eines parteiübergreifen-
den Sicherheitsnetzes in Washington und die 
herzlichen, wenn auch zurückhaltenden Be-
ziehungen in Europa auflösen.»

Eine Geschichte über Besatzung und Leid 
– nur eine Geschichte, eine Erzählung? Ein 
parteiübergreifendes Sicherheitsnetz? Sie 
sehen wohl, was hier vor sich geht, nehme 
ich an. Hinterhältig ist, wer hinterhältig 
handelt. 

Efrons Rezepte für die Probleme des zio-
nistischen Regimes – die Geschichtsschrei-

bung ändern, den Kongress auf Linie halten 
– ergeben sich ganz natürlich aus dieser un-
glaublichen Sprache. Die Wahlen, die diesen 
Herbst in Israel anstehen, spielen dabei eine 
entscheidende Rolle:

«Je nach Ausgang können sie sich eine kurze 
Atempause verschaffen, um Raum für prag-
matische Veränderungen zu schaffen. Eine 
neue Regierungskoalition könnte signali-
sieren, dass Israel beabsichtigt, auf seine 
weltweiten Kritiker zu reagieren, indem es 
die Gewalt der Siedler eindämmt, die fakti-
sche Annexion von Land im Westjordanland 
stoppt, einen Plan zum Wiederaufbau des 
Gaza-Streifens vorantreibt, funktionierende 
Beziehungen zu palästinensischen Institutio-
nen wiederherstellt und eine berechenbare, 
demokratische Regierungsführung wieder 
etabliert. Diese Kombination aus der Beru-
higung der Israeli im Inland und konkreten 
Gesten gegenüber dem Ausland ist der ein-
zige realistische Weg, um das Abgleiten in 
tiefe Isolation zu stoppen – einen gefährli-
chen Zustand, von dem sich Israel nur aus-
serordentlich schwer erholen wird.»

Zeit gewinnen, Zusicherungen, Gesten, das 
Abdriften stoppen – das sei «der einzig rea-
listische Weg». Es scheint Efron nie in den 
Sinn gekommen zu sein, dass es hier um Ge-
rechtigkeit, die offizielle Anerkennung von 
Verbrechen, die Rechenschaftspflicht vor 
dem Gesetz, Wiedergutmachung oder andere 
solche Prinzipien geht.

Efron hat in keiner Weise einen ausserge-
wöhnlichen Artikel geschrieben. Und genau 
das ist mein Punkt. Sie bietet lediglich einen 
Einblick in die Gespräche zwischen den 
Machthabern und denen, die ihnen dienen. 
Hört man genau hin, hört man keinerlei An-
deutung darauf, dass Israel oder die Verei-
nigten Staaten jemals auch nur die Existenz 
des Völkerrechts anerkennen würden, ge-
schweige denn, sich daran zu halten.

Man hört dies immer wieder – was auch 
ich denke, nur anders ausgedrückt. Nach 
Gaza, nach dem Westjordanland, nach Liba-

non, nach dem Iran, nach, nach, nach all dem 
wird alles so weitergehen wie vor Gaza, dem 
Westjordanland, Libanon, dem Iran.

Auch so sieht der Krieg gegen Recht und 
Gerechtigkeit aus. Was ich aus Äusserungen 
wie denen von Efron schliesse, ist, dass die-
jenigen, die diesen Krieg führen – um auf den 
bitteren Teil zurückzukommen –, am Gewin-
nen sind.

Ich glaube nicht, dass die Vernichtung des 
Völkerrechts abgeschlossen ist, noch nicht. 
Was es am Leben erhält, sind diejenigen, 
die für seine Verteidigung kämpfen. In ihren 
Köpfen und Herzen sowie in ihrem gemein-
samen Engagement lebt der Geist des Rechts 
und der globalen Gerechtigkeit weiter. Im 
Kampf für Recht und Gerechtigkeit liegen 
nun das Leben und die Zukunft beider.

So einfach scheint es zu sein.
Unsere Zeit ist so einzigartig wie die von 

Bonhoeffer und unterscheidet sich nicht we-
sentlich davon: eine Zeit, in der der Einzelne 
einen bestimmten Standpunkt einnehmen 
und danach handeln muss, und in der man 
nicht behaupten kann, keinen Standpunkt zu 
haben: Zu behaupten, keinen Standpunkt zu 
haben, ist selbst schon ein Standpunkt.

Seltsamerweise kommt mir gerade an die-
ser Stelle ausgerechnet George W. Bush in 
den Sinn. Erinnern Sie sich an seine erste 
Rede zur Lage der Nation, wenige Monate 
nach den Anschlägen vom 11. September 
2001? «Entweder ihr seid auf unserer Seite 
oder auf der Seite der Terroristen», liessen 
Bushs Redenschreiber ihn sagen.

Ich greife diesen Gedanken auf und wandle 
ihn ab, um zu sagen, dass dies nun unsere 
Situation ist – ganz anders und doch ganz 
gleich. Wir alle stehen entweder im Kampf, 
um das Völkerrecht gegen die Gesetzlosig-
keit der Macht zu verteidigen, oder wir ste-
hen auf der Seite derer, die uns zu einer Zu-
kunft voller Gewalt und Chaos verdammen 
werden, sollten sie als Sieger hervorgehen.	•
1	 https://chasfreeman662157.substack.com/p/

the-birth-death-and-prospective-rebirth vom 
30.5.2026

2	 https://www.lemonde.fr/en/international/arti-
cle/2025/11/19/nicolas-guillou-french-icc-judge-
sanctioned-by-the-us-you-are-effectively-black-
listed-by-much-of-the-world-s-banking-sy-
stem_6747628_4.html vom 5.6.2026

3	 https://www.cbsnews.com/news/netanyahu-us-is-
rael-iran-60-minutes-transcript/

4	 https://www.nytimes.com/2026/05/28/opinion/is-
rael-palestinians-boycott-eurovision.html vom 
28.5.2026

Quelle: https://thefloutist.substack.com/ vom 4. Juni 
2026; Erstveröffentlichung in Consortium News am 
3.6.2026
(Übersetzung Zeit-Fragen)
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Americans After the American Century», Yale 
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Their Shadows» bei Clarity Press erschienen. Im 
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Patrick Lawrence  
(Bild ef)

«Ich glaube nicht, dass die Vernichtung des Völkerrechts abgeschlos-
sen ist, noch nicht. Was es am Leben erhält, sind diejenigen, die für 
seine Verteidigung kämpfen. In ihren Köpfen und Herzen sowie in 
ihrem gemeinsamen Engagement lebt der Geist des Rechts und der 
globalen Gerechtigkeit weiter. Im Kampf für Recht und Gerechtigkeit 
liegen nun das Leben und die Zukunft beider.»

setzung. Seine Webseite lautet patricklawrence.us. 
Unterstützen Sie seine Arbeit über patreon.com/
thefloutist.
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Es geht an die Grundfesten unseres Staatssystems 
Eindrücke vom Kompass-Kongress vom 27. Mai 2026 in Dübendorf (Schweiz)

von Marianne Wüthrich 

Es war eine imposante Menge, die am 
27.  Mai am Abend in die geräumige Ver-
anstaltungshalle in Dübendorf strömte: 
1700 Schweizerinnen und Schweizer kamen 
zusammen, um sich über die EU-Verträge zu 
informieren und sich ihre eigene Meinung 
dazu zu bilden. Referenten waren hochka-
rätige Wissenschaftler, Politiker und Un-
ternehmer. Von den reichhaltigen Inhalten 
ihrer Ausführungen war anderntags in den 
Mainstream-Medien wenig zu lesen, dafür 
um so mehr von den unbefugten Eindring-
lingen, die den Kongress mit ihrem Geschrei 
zu stören versuchten. Einige Journalisten kri-
tisierten, dass die Veranstalter sich gegen ein 
Pro-Kontra-Podium entschieden hatten. Tat-
sächlich ging es diesen darum, den Kontra-
Argumenten genug Raum zu geben. Ange-
sichts der hochkomplexen Thematik und als 
Gegengewicht zur wuchtigen Propaganda 
des Bundesrates auf fast 2000 Seiten (Erläu-
ternder Bericht und Botschaft) ist dies auch 
dringend nötig und wohltuend. 

Trotz der knappen Redezeiten wurden 
die wichtigsten Gründe gegen das EU-Paket 
deutlich vermittelt. Sie sollen hier in geraff-
ter Form wiedergegeben werden.

Das Abschlussreferat von Lord David 
Frost, Brexit-Chefunterhändler der britischen 
Regierung, wäre einen eigenen Artikel wert. 
Die für uns Schweizer zentralen Punkte: Der 
wichtigste Nutzen des Brexit ist die Stärkung 
der Demokratie. Grossbritannien könne seine 
Gesetze wieder selbst ändern, ohne alle EU-
Staaten konsultieren zu müssen. Auch für die 
Schweiz stelle sich die Frage, wie viel de-
mokratischen Spielraum wir behalten wol-
len. Besonders kritisch beurteilt Frost die dy-
namische Rechtsübernahme. Er warnt: Wenn 
man die Kontrolle einmal abgegeben hat, ist 
es schwierig, sie wieder zurückzuholen.
Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=k_
ngXJcBHHs

Erster Teil: EU-Verträge:  
Ein Thema – vier Sichtweisen 

Moderation: Alfred Gantner,  
Kompass Europa

1. Staatsrechtlicher Paradigmenwechsel. 
Staatsrechtsprofessor Paul Richli, Universi-
tät Luzern, legte als erster Redner den Fokus 
auf den zentralen Punkt des Rahmenabkom-
mens, nämlich den Paradigmenwechsel von 
Bilateralen Verträgen zu Integrationsver-
trägen. Die Verpflichtung zur Übernahme 
von künftigem EU-Recht würde unser di-
rektdemokratisches, föderalistisches Sy-
stem in den betroffenen Bereichen aushöh-
len. Bestimmungen der Bundesverfassung, 
die für unser Staatssystem essentiell sind, 
würden materiell geändert: Übertragung 
der Gesetzgebungskompetenz vom Schwei-
zer Parlament an die EU-Kommission (BV 
Art. 163); Verschiebung der Macht zur Exe-
kutive im Inneren (BV Art. 182); Abschaf-
fung des Vernehmlassungsrechts (BV Art. 
147), Stimmrechtsverletzung der Bürger 
durch Ausgleichsmassnahmen der EU-Kom-
mission (BV Art. 34). Das «unabhängige» 
Schiedsgericht wäre nicht autonom, sondern 
die Entscheidungshoheit käme dem EuGH 
zu. Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist für 
Paul Richli aus diesen Gründen klar eine ob-
ligatorische Volksabstimmung mit doppel-
tem Mehr angezeigt.
2. Drei Kerneinsichten aus ökonomischem 
Blickwinkel. Volkswirtschaftprofessor Prof. 
Mark Schelker, Universität Freiburg: 1) Der 
ökonomische Mehrwert ist klein. 2) Die in
stitutionellen Risiken sind gross (Schwä-
chung der Demokratie durch EU-Rechtsüber-
nahme, mehr Regulierung und entsprechende 
Kosten für KMU, Eingriffe in den Föderalis-
mus). 3) Die Schweiz hat alternative Hand-
lungsoptionen (zum Beispiel einseitige An-
erkennung ausländischer Zulassungen von 
Produkten, mit der möglichen Folge der Ge-
genseitigkeit). Die Schweizer Institutionen 
sind die Basis des wirtschaftlichen Erfolgs-
modells, bei Annahme der Verträge würden 
wir diesen Standortvorteil längerfristig ver-
lieren. Den zu erwartenden Retorsionsmass-
nahmen der EU bei Ablehnung der Vorlage 
könnten wir wie bisher durch innovative Ge-
genmassnahmen begegnen. 

3. Wie können wir im Ausland besser erklä-
ren, was uns an der Schweiz, an unserer di-
rekten Demokratie, an unserem Standort, 
wichtig ist? Prof. Oliver Zimmer, Histori-
ker, früher Universität Oxford, jetzt HSG St. 
Gallen. «Die Komplexität des historisch ge-
wachsenen Schweizer Systems wird in wei-
ten Kreisen im Ausland nicht verstanden.» 
Aber die Frage interessiere schon: «Wie kom-
men die Schweizer dazu, den ganz norma-
len Bürgerinnen und Bürgern so viel Macht 
zu geben?» Der Referent versuchte es seinen 
britischen Kollegen zu erklären und stiess 
oft auf die Einsicht, dass Leute, die invol-
viert sind, über die direkte Demokratie mehr 
wissen. Aber zum Beispiel an den britischen 
Hochschulen «herrscht schon die Meinung, 
dass es einen Kreis von Wissenden gibt, 
von Weisen, die sollten die Staatsgeschäfte 
lenken». Andererseits «wissen sie, dass die 
Schweiz erfolgreich ist: Wohlstand, soziale 
Kohäsion, verschiedene Sprachen, man geht 
nicht aufeinander los». Deshalb glaubt Oli-
ver Zimmer, dass man gerade in England den 
Mehrwert der direkten Demokratie langsam 
besser versteht. «Wir müssen noch viel erklä-
ren, aber das Verständnis könnte wachsen.»
4. Wie kommen der Bundesrat, die Bundes-
verwaltung dazu, diese Verträge als «Bilate-
rale III» zu bezeichnen? Hans Wicki, Stände-
rat Kanton Nidwalden, FDP: «Wenn du dem 
Volk etwas verkaufen willst, musst du einen 
Titel wählen, den das Volk versteht. Übri-
gens, die National- und Ständeräte sind auch 
‹Volk›. Die Wahrheit über diese Verträge 
wäre ein ganz hässlicher Titel gewesen. Mit 
‹Bilateralen› hatte man schon zweimal Er-
folg in einer Volksabstimmung, also nennt 
man sie ‹Bilaterale III›. Das ist ein rein tak-
tischer Schachzug.» Konkret steckt in jedem 
der neuen Abkommen schon ein bilateraler 
Vertrag, es gibt aber noch einen zweiten Teil, 
die dynamische Rechtsübernahme oder insti-
tutionelles Protokoll. «Die Gefahr steckt in 
diesem Rechtsübernahme-Teil.» 

Frage in die Runde: Was kommt auf 
uns zu, wenn wir das Abkommen ablehnen? 
Ständerat Hans Wicki: «Wir müssen schon 
seit Jahren Nadelstiche über uns ergehen 
lassen, damit können wir leben, unsere Wirt-
schaft kann damit auch umgehen. Mir macht 
es eher Angst, wenn wir zustimmen, denn 
kommt die institutionelle Rechtsübernahme, 
das könnte die Schweizer Erfolgskultur ge-
fährden.» Oliver Zimmer: «Auf dem Spiel 
steht das Erfolgsmodell der Schweiz, es be-
ruht auf der direkten Demokratie, dieser be-
sonderen Demokratie, sie schafft viel Ver-
trauen. Das Vertrauen in der Schweiz hat 
stark mit dieser Teilhabe zu tun, mit dem 
Gesellschaftsvertrag. […] Ich habe keine 
Angst vor der Ablehnung des Pakets, ich 
habe Bedenken, wenn es angenommen wird. 
Dann gibt es eine Schwächung der bürger-
lich-demokratischen Schweiz, eine Stärkung 
der Verwaltung und des Etatismus, das sehe 

ich als die grossen Risiken bei diesen Ver-
trägen.» 

Zweiter Teil: EU-Verträge: Eine Fehlkon-
struktion aus verschiedenen Perspektiven
Moderation: Reto Brennwald, ehem. SRF-

Rundschau- und Arena-Moderator
–	 «Gute Nachbarschaft endet dort, wo der 

Nachbar mir sagen will, wann ich bei mir 
zu Hause das Licht ablöschen soll», sagt 
Sara Hürlimann, Dr. med. dent., Unter-
nehmerin, Schwedin und Wahlschweize-
rin. Sie hat mit zwei anderen Frauen zu-
sammen «herVoice» gegründet, um über 
die EU-Verträge zu informieren und sich 
für ein Nein dazu einzusetzen. «Diese 
Verträge sind eine Jahrhundertentschei-
dung und würden unseren Alltag und den 
unserer Kinder und Enkel prägen.»

–	 2000 Seiten Verträge: «Man findet nur 
heraus, was neu ist, wenn man auch die 
alten Verträge liest», so Giorgio Behr, Un-
ternehmer, em. Betriebswirtschaftsprofes-
sor HSG. Er hat die neuen Entwürfe zu-
erst einmal auf Englisch gelesen, denn der 
Grieche und der Malteser im EuGH lesen 
sie ja kaum auf Deutsch. Dabei hat er ent-
deckt, dass wesentliche Bestimmungen 
des Rahmenabkommens geändert wurden. 
Da steht zum Beispiel, dass der Entschei-
dungsmechanismus im Gemischten Aus-
schuss nicht mehr heisst: «Decisions are 
made by mutual agreement», also «du bist 
einverstanden und du bist einverstanden», 
sondern neu «by consensus», also «Blick 
in die Runde, wir können weitermachen». 
«Nun müsste man erwarten, bei Hunder-
ten von Beamtinnen und Beamten aus der 
Schweiz, die das gelesen haben, das un-
terstelle ich mal, dass auch die deutsche 
Übersetzung […] geändert hat. Und siehe 
da: Es ist immer noch die gleiche Formu-
lierung wie im alten Paket. Da wird man 
natürlich stutzig.» Behr weiter: «Weshalb 
ist in der Männerriege Buchberg bei einer 
Änderung der Statuten das Wort, das ge-
ändert wird, hervorgehoben, und beim 
EU-Paket muss ich alles durchackern, um 
herauszufinden, was heute gilt und was 
sich ändert?» 

–	 Systemwechsel, der nicht zur direktdemo-
kratischen Schweiz passt. Frage an Seve-
rin Brüngger, Linienpilot, Ständerat Kan-
ton Schaffhausen, FDP: «Sie sind ein 
Vertreter der Wirtschaftspartei, und inter-
essanterweise sagen die Delegierten der 
FDP mehrheitlich deutlich ja zu diesen 
Verträgen. Sehen sie nicht, dass die wirt-
schaftlich nicht viel bringen?» Severin 
Brüngger: «Mir liegt die Wirtschaft tat-
sächlich sehr am Herzen, und das ist ein 
gutes Argument, gegen diese Verträge zu 
sein. Der wirtschaftliche Nutzen ist, wie 
wir auch heute Abend gehört haben, sehr 
marginal. Jedoch die Souveränität, die wir 
abgeben, ist gross. Es ist ein Systemwech-

sel, der einfach nicht zu unserer direkten 
Demokratie passt. Für eine repräsentative 
Demokratie wie Deutschland oder Frank-
reich mag dieses System passen, für die 
Schweiz definitiv nicht.» Brüngger wei-
ter: «Es ist ein Standortvorteil für die 
Schweiz, dass wir dieses System haben 
und daran festhalten. Deshalb sollte die 
Wirtschaft – und es werden immer mehr 
– gegen diese Verträge sein.»

–	 Was bedeutet die Regulierung aus Brüs-
sel für die Unternehmen konkret? Frage 
an Regina Brückner, mittelständische Un-
ternehmerin in Deutschland: «Sie erleben 
die Regulierung und die Gesetzgebung aus 
Brüssel mit einer Firma von 450 Mitar-
beitern. Was heisst das konkret?» Regina 
Brückner: «Ich bin überzeugte Europäe-
rin im Sinne einer Vielfalt der Nationen. 
[…] Aber für uns als Unternehmen, als 
kleines Unternehmen, sind die Regula-
rien eine Katastrophe. […] Dafür haben 
wir gar nicht das Personal. Als Unterneh-
men stellt man Wertschöpfung her, man 
stellt Arbeitsplätze zur Verfügung und 
versucht, einen Mehrwert für die Gesell-
schaft darzustellen. Wir haben eine unter-
nehmerische Verantwortung, der wir ge-
recht werden wollen. Aber wenn man sich 
in Brüssel oder Strassburg Regulatorien 
ausdenkt, die so weit weg sind vom ech-
ten Leben, dann sind wir völlig hilflos und 
sagen, wer soll s̓ bitte machen? Es verur-
sacht einfach nur Kosten.»

Fragen in die Runde
–	 Malen wir den Teufel an die Wand? Reto 

Brennwald: Befürworter sagen: Die Ab-
gabe von Souveränität, die Rechtsüber-
nahme seien ja nur auf diese neuen Ab-
kommen beschränkt, «das geht ja nicht an 
die Grundfesten unseres Systems, oder?» 
Ständerat Brüngger: «Es wird hier doch 
ein wesentlicher Teil unseres direktde-
mokratischen Systems tangiert. Es ist ein 
Paradigmenwechsel. Machen wir eine 
Volksinitiative, zum Beispiel die Stopf-
leberinitiative [Ja zum Importverbot für 
Stopfleber], müssen wir uns nachher Ge-
danken machen: Verletzen wir damit 
einen Vertrag? Wenn ich im Ständerat 
eine Motion mache, kann ich nicht einen 
EU-Rechtsakt ändern. Wir haben wirklich 
in diesen Bereichen nichts mehr zu sagen. 
Das kann man wollen. Ich will das nicht.» 

–	 Wieviel Einfluss hätten die Schweizer 
Sachverständigen bei der Entstehung 
neuen EU-Rechts («Decision Shaping»)? 
Ständerat Severin Brüngger wählt statt 
dessen den schweizerischen Ansatzpunkt – 
wie Tag und Nacht. Er greift die Erklärung 
Professor Richlis auf, wie in der Schweiz 
ein Gesetz entsteht. «Der Bundesrat macht 
eine Vorlage, dann eine Vernehmlassung, 
dann kommt sie zu uns ins Parlament. Wir 
stellen Anträge und können den Entwurf 
abändern. Am Ende gibt es einen schlauen 
Kompromiss, einen schweizerischen Kom-
promiss. Und am Schluss sagt das Volk, ob 
das gut ist oder nicht. Das wird es nicht 
mehr geben. Das muss uns bewusst sein.» 
Brennwald: «Ich habe schon oft über diese 
Fragen diskutiert. Aber dass die ganze 
Vernehmlassung eliminiert wird, das war 
mir nicht bewusst, und ich meine, das ge-
hört ja zur DNA unseres Systems. Wir 
haben dann keine Vernehmlassung mehr, 
die EU-Rechtsakte werden direkt integriert 
in unser Recht.» 

–	 Was würde konkret auf uns zukommen, 
wenn wir diese Verträge unterschreiben? 
Zum Beispiel in bezug auf die Zuwande-
rung, die Unionsbürgerrichtlinie, die wir 
zu grossen Teilen übernehmen, in Sachen 
Schweizer Sozialsysteme. Giorgio Behr: 
«Was passiert, sollte die EU [falls das Volk 
nein sagt, mw] die Kühnheit haben, die be-
stehenden Verträge zu kündigen? Was sie 
nicht haben wird.» Brennwald: «Sie glau-
ben nicht, dass das passieren wird?» Behr: 
«Nein. Erstens gibt es 1,4 Millionen EU-
Bürger in der Schweiz ohne Schweizer-
pass, von den 423 000 Schweizer Bürgern 

Kompass/Europa 
mw. Kompass/Europa ist eine überpartei-
liche Organisation, die gesamtschweize-
risch aktiv ist. Sie will einen massgebli-
chen Beitrag zur Meinungsbildung und 
Lösungsfindung in den Beziehungen 
Schweiz-EU leisten. Gegründet wurde 
Kompass/Europa von Schweizer Unter-
nehmern, unterstützt wird sie von zahl-
reichen Persönlichkeiten aus Wirtschaft, 
Gesellschaft, Wissenschaft und Politik.

«Aus folgenden Gründen engagiert 
sich Kompass/Europa gegen das EU-Rah-
menabkommen:
–	 Das Schweizer Politsystem, namentlich 

unsere direkte Demokratie, Föderalis-
mus, Subsidiaritätsprinzip und Kon-
kordanz, passen nicht zur hierarchi-
schen Struktur der EU.

–	 Die freiheitliche und dezentrale Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung der 
Schweiz steht im krassen Gegensatz zu 
den monopolistischen EU-Instanzen.

–	 Die Gesetzgebungskompetenzen der 
Schweiz sind völlig anders.

–	 Die Standortqualitäten der Schweiz 
sind nicht mit der EU vergleichbar.»

«Kompass/Europa verfolgt als Zielset-
zung die Sicherung einer weltoffenen 
und aktiven Aussenwirtschaftspolitik 
der Schweiz. Wir lehnen ein Rahmen-
abkommen mit der EU aus den genann-
ten Gründen ab und fordern statt dessen 
eine respektvolle Beziehung auf Augen-
höhe.» 

Zu diesem Zweck hat Kompass/Europa 
am 29.8.2025 eine Volksinitiative einge-
reicht, die das obligatorische Referen-
dum mit Volks- und Ständemehr fordert 
für «völkerrechtliche Verträge, die eine 
Übernahme wichtiger rechtsetzender 
Bestimmungen vorsehen» [also zum Bei-
spiel für das Rahmenabkommen mit der 
EU, mw]. Der Bundesrat hat die Initiative 
zur Ablehnung empfohlen, zur Zeit liegt 
sie im Parlament. 

Quelle: https://kompasseuropa.ch
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in der EU haben hingegen drei Viertel 
einen EU-Pass.» Deshalb werde die EU 
vorsichtig sein. «Zweitens: Sollte die EU 
doch die Kühnheit haben, werden wir ja 
keine Mauer um die Schweiz bauen. Wir 
können die Grenzgänger weiterhin zulas-
sen.» 

«Das wird teuer.» Behr fügt hinzu, 
wenn er im neuen Freizügigkeitsabkom-
men lese, was künftig alles zum Famili-
ennachzug gehören würde, «dann muss 
ich sagen, das wird teuer». Oder was 
uns die Studenten kosten werden, von 
denen die Kantone keine Studiengebüh-
ren mehr verlangen dürfen, mit der Folge, 
dass immer mehr kommen werden, was 
wiederum neue Hochschulgebäude und 
mehr Zuwanderung von Dozenten nach 
sich ziehe. Oder die Kohäsionszahlun-

gen oder die Kosten für die Leute aus der 
Verwaltung, die nach Brüssel gehen. «Ich 
glaube, niemand macht die Rechnung. 
[…] Am Schluss haben wir 700 Millio-
nen bis 1 Milliarde an Folgekosten» [pro 
Jahr]. 

Vorschlag Giorgio Behr: Wir unter-
schreiben die Verträge nicht und sagen der 
EU: Wenn ihr uns drei Monate in Ruhe 
lasst, gibt’s jeweils am Ersten des nächsten 
Monats 300 Millionen Franken. 

Fragen aus dem Publikum
«Glauben Sie, dass das Rahmenabkommen 
nur mit dem Ständemehr abgelehnt wird?» 
Severin Brüngger: Ich persönlich glaube, 
dass es von Volk und Ständen abgelehnt 
wird. Theoretisch bräuchten wir das Stände-
mehr nicht, aber es ist natürlich gut, es zu 
haben.» 

«Wenn Sie einen solchen Vertrag unter-
schreiben würden, wenn Sie sozusagen die 

Katze im Sack kaufen würden, würden Sie da 
nicht Ihre Sorgfaltspflicht verletzen?» Regina 
Brückner: «Doch, würde ich. Deshalb unter-
schreibe ich Verträge nur, wenn ich sie ge-
lesen habe.» Die Implikationen, die mit die-
sen 2000 Seiten verbunden sind, merke man 
dann erst in der zweiten und dritten Phase, 
fügt sie hinzu. Vielen Bürgern in der EU sei 
nicht klar, was wir an Brüssel an Macht ab-
gegeben haben. «Und deshalb ist die Unzu-
friedenheit so gross bei uns, weil weitab in 
Strassburg oder Brüssel Dinge entschieden 
werden. Diese Leute leben in einer Blase, 
sie leben nicht dort, wo das wirtschaftli-
che Leben ist, wo die Lebensgrundlagen er-
wirtschaftet werden, wo auch die Gehälter 
der Beamten erwirtschaftet werden und der 
ganze Staat unterhalten wird.»

«Wie erklären Sie sich, dass die gros-
sen Wirtschaftsverbände, economiesuisse, 
Swissmem, Arbeitgeberverband, sich kri-
tiklos für diese Anbindungsverträge einset-

zen?» Giorgio Behr: «Eine schwierige Frage. 
Verbände neigen zu einer gewissen Abgeho-
benheit.» Lieber möglichst einfach, ein Ge-
setz für alle, und lieber mit Brüssel reden als 
mit 27 Ländern. Auch in den Konzernstäben 
sei man weit weg von der Realität. Brenn-
wald: «Das ist ein hartes Zeugnis für unsere 
Verbände. Das sind unsere wichtigsten Ver-
bände, früher war der ‹Vorort› [heute econo-
miesuisse] der ‹achte Bundesrat›, und heute 
sind wir in einer solchen Situation.» Gior-
gio Behr: «Seien wir ehrlich: Es sind wenig 
Leute an den Verbandsspitzen, die überhaupt 
unternehmerisch tätig sind.» Wer nachhaltig 
denke, wer mit dem eigenen Geld das Unter-
nehmen führe, der sage, bleib vorsichtig, es 
geht eigentlich ganz gut so. Wir könnten der 
EU sicher hie und da auch Geld schicken, so 
Behr, «wir müssen sie überhaupt nicht ver-
teufeln.» Aber: «Weshalb brauchen wir Be-
lehrungen von Leuten, die noch nie an einer 
Werkbank gearbeitet haben?»	 •

Enzyklika «Magnifica humanitas» veröffentlicht
von Karl-Jürgen Müller

Am 25. Mai 2026 hat der Vatikan die am 
15. Mai abgeschlossene Enzyklika von Papst 
Leo XIV. veröffentlicht. Sie hat den Titel 
«Magnifica humanitas»1. Das heisst auf 
Deutsch: «Die grossartige Menschheit». Das 
päpstliche Lehrschreiben legt die Position 
des Heiligen Stuhls zum technischen Fort-
schritt und insbesondere zur Künstlichen In-
telligenz (KI) ausführlich und begründet dar 
und geht dabei auf sehr viele Lebensbereiche 
ein, von denen man heute schon weiss, dass 
sie von KI betroffen sind bzw. sein werden. 
Im Zentrum stehen Demokratie und Frei-
heit; Familie, Erziehung und Bildung; Wirt-
schaftsleben und Arbeitswelt. Sie geht aber 
auch weit über das Thema KI hinaus und 
spricht Grundlagen menschlichen Daseins 
und Zusammenlebens an. Ein umfangreiches 
Kapitel am Ende des Textes ist den Gefahren 
für den Frieden und der Aufgabe, Frieden zu 
stiften, gewidmet. 

Die Enzyklika ist ausserordentlich ge-
haltvoll und sicher nicht mit nur einer Wort-
meldung erfassbar. Sie orientiert sich an 
den Grundprinzipien der Christlichen Sozi-
allehre, nämlich dem Prinzip des Gemein-
wohls, dem Prinzip der allgemeinen Bestim-
mung der Güter, dem Subsidiaritätsprinzip, 

dem Solidaritätsprinzip und dem Prinzip der 
sozialen Gerechtigkeit. Diese Prinzipien wer-
den im zweiten Kapitel noch einmal ausführ-
lich hergeleitet und erläutert. Die Frage nach 
dem Nutzen und Schaden von KI ist auf den 
wesentlichen Punkt hin fokussiert – nicht 
dem Streben nach Macht und Gewinn, son-
dern: Was dient der Würde des Menschen?

Der beeindruckende Gehalt und die men-
schenfreundliche Sprache der Enzyklika 
haben mich sehr angesprochen. Hier, so 
dachte ich, finden wir einen Bündnispart-
ner, der auf der Seite des Lebens steht, der 
sich dafür einsetzt, Vernunft, Mitgefühl und 
Menschlichkeit wieder ins Zentrum zu rü-
cken und dem Irrsinn unserer gegenwärti-
gen Welt nicht tatenlos zuzuschauen. Wir 
lesen, dass die Kirche «all jene, die aufrich-
tig nach ‹Wahrheit, Güte und Schönheit› su-
chen», als «Weggefährten» und «‹wertvolle 
Verbündete› bei der Verteidigung der Würde 
jedes Menschen und bei der Bewahrung der 
Schöpfung» betrachtet. Der Papst setzt auf 
den gleichberechtigten Dialog. Es gehe nicht 
mehr darum, ein Dogma – wie in früheren 
Jahrhunderten – mit Macht und von oben her 
durchzusetzen: «Wir möchten in Dialog mit 
allen Männern und Frauen unserer Zeit tre-

ten, mit denen wir die Ereignisse, Fragen und 
Wünsche der Menschheit teilen.»

Schaut man auf die ersten öffentlichen Re-
aktionen auf die Enzyklika, so gibt es breiten 
Applaus. Es applaudieren aber auch Kreise 

und Kräfte, deren bisherige Praxis anders aus-
sieht als das, was der Papst für forderungs-
würdig hält. Wie ist dies zu erklären? Soll 
etwas Bedeutendes durch zu lauten Applaus 
ins Leere laufen? Wir werden Obacht geben 
müssen.

Der Papst schreibt, die Kirche habe «ihre 
Stimme zu erheben, wenn die Würde der 
Brüder und Schwestern entstellt wird, wenn 
die Politik den Dramen der Menschheit nicht 
gerecht wird, wenn sich die Wirtschaft gegen 
den Menschen wendet oder die Wissenschaft 
die Grenzen ihrer Methode überschreitet». 
Der Papst klagt niemanden namentlich an. 
Aber wir dürfen fragen: Wen hat er wohl 
damit gemeint? Es ist der heutigen Welt ge-
schuldet, dass die Enzyklika davon spricht, 
die Menschheit müsse sich entscheiden: 
«Entweder sie errichtet einen neuen Turm zu 
Babel oder sie erbaut die Stadt, in der Gott 
und die Menschheit gemeinsam wohnen.»	 •
1	 als Buch: Papst Leo XIV. Magnifica humanitas. 

Über die Bewahrung des Menschen im Zeital-
ter der Künstlichen Intelligenz. Enzyklika, Herder-
Verlag 2026, ISBN 978-3-451-03829-7; oder elek-
tronisch unter: https://www.vatican.va/content/
leo-xiv/de/encyclicals/documents/20260515-magni-
fica-humanitas.html

Die Auseinandersetzung mit der Enzyklika  
ist von zivilisatorischer Bedeutung

von Bernardo Barranco V., Mexiko
Die digitale Revolution hat tiefgreifende Aus-
wirkungen auf unsere Zivilisation und verän-
dert unsere Lebensweise, unsere Arbeitswelt, 
unsere Interaktion sowie Machtverhältnisse 
und Regierungsformen. Der Beginn eines 
neuen Zeitalters ist bereits in vollem Gange, 
geprägt von Künstlicher Intelligenz und Ver-
netzung. Dies bringt sowohl Chancen zur 
Selbstermächtigung wie auch besorgniserre-
gende ethische Herausforderungen mit sich. 

Leo XIV. hat den Finger in die Wunde ge-
legt. Was ist angesichts all dieser technolo-
gischen Fortschritte aus der Menschenwürde 
geworden? Künstliche Intelligenz (KI) greift 
bereits in das Leben der Menschen ein und 
beeinträchtigt ihre Rechte, Chancen, ihren 
Ruf, ihre Entwicklung und ihre Freiheit. 
Heikle Entscheidungen, die die Arbeit, den 
Zugang zu Dienstleistungen, Krediten und 
den Ruf von Menschen betreffen, laufen Ge-
fahr, in die Hände vollautomatisierter Sy
steme zu gelangen. 

Mehr noch: Die grösste Befürchtung des 
Papstes und der Menschheit ist der Einsatz 
von KI in Krieg und Gewalt. All diese Her-
ausforderungen finden ihren Niederschlag in 
der ersten Enzyklika von Leo XIV., «Mag-
nifica humanitas», die den Untertitel «Über 
die Beahrung des Menschen im Zeitalter der 
Künstlichen Intelligenz» trägt.

Der Text wurde am 25. Mai im Neuen Sy-
nodensaal vorgestellt. Der Papst wollte der 
Veranstaltung mehr Gewicht verleihen und 
nahm persönlich an der Präsentation teil, 
flankiert von drei Kardinälen, zwei Theolo-
gen (einem Engländer und einem Kongole-
sen) sowie Christopher Olah, dem atheisti-
schen Mitbegründer des KI-Unternehmens 

Anthropic. Die Enzyklika «Magnifica huma-
nitas» wurde am 25. Mai veröffentlicht, ist 
jedoch auf den 15. Mai datiert – denselben 
Tag, an dem Leo XIII. 1891 die Enzyklika 
«Rerum Novarum» veröffentlichte.

Vor 135 Jahren widmete Papst Gioacchino 
Pecci seine Sozialenzyklika der industriellen 
Revolution seiner Zeit. Leo XIV. stellte die 
digitale Revolution unserer Zeit in den Mit-
telpunkt der Reflexion der Kirche, wobei er 
der Künstlichen Intelligenz besondere Auf-
merksamkeit schenkte. Man muss daran er-
innern, dass er zwei Tage nach dem Kon-
klave, das ihn gewählt hatte, in seiner ersten 
Ansprache vor 249 versammelten Kardinälen 
erklärte, dass die Wahl des Papstnamens eine 
Ehrung Leos XIII. sei, um dessen Vermächt-
nis fortzuführen und die Würde des Men-
schen zu verteidigen.

So wie sich Leo XIII. den sozialen, mora-
lischen und arbeitsrechtlichen Problemen des 
19. Jahrhunderts stellte, sieht sich die Mensch-
heit heute mit der digitalen Revolution und 
insbesondere der Künstlichen Intelligenz kon-
frontiert. War der Katholizismus 1891 in Ge-
fahr? Stand die neue Industriebourgeoisie 
nicht bedingungslos hinter der katholischen 
Kirche? Erinnern wir uns daran, dass es einen 
dritten Faktor gab: den Sozialismus. Daher ist 
«Rerum Novarum» im Grunde ein antimoder-
ner Ansatz gegen einen Raubtierkapitalismus 
und einen Sozialismus, der vor allem in der 
Arbeiterklasse seine Anhänger fand.

Ist der katholische Glaube derzeit durch 
die digitale Revolution gefährdet? Im Prin-
zip ja. Laut dem Papst hat die KI weder Glau-
ben, noch Seele, noch Mitgefühl. Die KI ist 
nicht neutral: Sie dient den grossen Interes-

sen unersättlicher und ehrgeiziger Tech-Un-
ternehmer. Wir sprechen hier von der erle-
senen Gruppe der Silicon-Valley-Magnaten. 
Dazu gehören unter anderem Apple, Google, 
Meta, Facebook, Nvidia und Netflix. Einige 
dieser Technologiemagnaten unterstützen 
Donald Trump entschieden, wie die Milliar-
däre Elon Musk und Peter Thiel.

Letzterer, der Gründer von Palantir, be-
zeichnete Leo XIV. kürzlich bei einer Vor-
tragsreihe in Rom als «Ketzer und Antichrist», 
da dessen Verurteilungen die volle Entfaltung 
der neuen Technologien behindern würden. 
Papst Prevost seinerseits kritisiert in seiner 
Enzyklika offen die Postulate und das tech-
nologische Modell von Oligarchen wie Thiel, 
plädiert für eine «Entwaffnung der KI» und 
vertritt die Ansicht, dass diese den Menschen 
weder beherrschen noch seine Würde unter-
graben darf. Übrigens ist Peter Thiel Mentor 
des Vizepräsidenten J. D. Vance.

Ein weiterer kritischer Faktor ist die Un-
terstützung Trumps und der Technologieun-
ternehmen durch politisch einflussreiche fun-
damentalistische evangelikale Christen. Es ist 
offensichtlich, dass ein Teil dieser religiösen 
Radikalen Trump im Krieg gegen den Iran un-
terstützt hat: Wir beziehen uns dabei auf die zi-
onistischen Christen in den Vereinigten Staaten. 
Erinnern wir uns daran, dass Papst Leo XIV. 
weiss, wovon er spricht: Er verfügt über eine 
Ausbildung in den exakten Wissenschaften. 
Robert Francis Prevost erwarb 1977, bevor er 
in den Orden eintrat, einen Bachelor-Abschluss 
in Mathematik an der Villanova University.

In den ersten Worten der Enzyklika 
spricht der Papst von biblischen Bildern, 
die den gesamten Text durchziehen; dies 

verdeutlicht seine methodologische Absicht 
ganz im Stil des heiligen Augustinus, und 
so beginnt er: «Die grossartige Menschheit, 
die Gott geschaffen hat, steht heute vor einer 
entscheidenden Wahl: einen neuen Turm zu 
Babel zu errichten oder die Stadt zu bauen, 
in der Gott und die Menschheit gemeinsam 
wohnen.» Eine unregulierte KI wird das 
neue Babel sein.

Es wird auch an die Nähe zur Dualitäts-
theorie erinnert, die in den 1980er Jahren 
von den Soziologen Anthony Giddens und 
Pierre Bourdieu entwickelt wurde. Informa-
tionen sind durchgesickert, dass Kapitel fünf 
auf Grund der Auseinandersetzungen geän-
dert wurde, die durch Donald Trumps provo-
kante Äusserungen gegen Leo XIV. ausgelöst 
wurden. 

Der Papst spricht sich entschieden gegen 
die Instrumentalisierung des Religiösen zur 
Rechtfertigung von Krieg und Gewalt aus. 
Im Krieg geht es nicht nur um die Effizienz 
neuer Waffen, sondern auch um die Gefahr, 
dass Technologie, losgelöst von Ethik, bei 
Entscheidungen über Leben und Tod noch 
zerstörerischer wirkt. Viele Punkte bleiben 
hier unberücksichtigt.

Die Kirche hat die Bedeutung der Techno-
logie als Heiligtum der heutigen Zivilisation 
angesprochen. Der Papst und die katholische 
Kirche sind gefährdet; sie sind negativen Kam-
pagnen in den Sozialen Netzwerken sowie der 
Verbreitung negativer Narrative und Rufschä-
digung ausgesetzt. Wir werden sehen …	 •
Quelle: https://www.jornada.com.mx/noti-
cia/2026/06/03/opinion/la-confrontacion-de-la-enci-
clica-de-leon-xiv-es-civilizatoria vom 3.6.2026
(Übersetzung Zeit-Fragen)

«Es geht an die Grundfesten …» 
Fortsetzung von Seite 5
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Gerettete Kulturgüter aus Gaza oder  
warum Kulturzerstörung eine Kriegsstrategie ist

von Eliane Perret
Im vergangenen Herbst wurde in Paris im In-
stitut du monde arabe IMA (Institut der ara-
bischen Welt) eine Ausstellung mit Kulturgü-
tern aus dem Gaza-Streifen eröffnet. Sie trug 
den Titel «Gerettete Schätze aus Gaza: 5000 
Jahre Geschichte» [«Trésors sauvés de Gaza: 
5000 ans d’histoire»] und stiess auf ein der-
art grosses Publikumsinteresse, dass sie bis 
in den Dezember hinein verlängert wurde. 

«Warum gibt es heute eine Ausstellung 
über das Kulturerbe von Gaza, während die 
dort lebenden Männer, Frauen und Kinder 
noch immer am eigenen Leib die Schrecken 
des Krieges, der Vertreibung und der Entbeh-
rung erleben? Warum würdigt man alte Zivi-
lisationen, die jahrtausendealte Geschichte 
und die einzigartige Schönheit der Ruinen, 
die allesamt Zeugnisse einer widerstandsfähi-
gen Vergangenheit sind, während die Bewoh-
ner Gazas ums Überleben kämpfen?»1 Diese 
Frage mag sich mancher stellen, und genau mit 
ihr leitet Jack Lang seinen Katalogbeitrag ein. 
Er war bis Anfang 2026 Präsident des IMA, 
das mit dieser Ausstellung der Öffentlichkeit 
einen wichtigen Einblick in die Geschichte des 
Gaza-Streifens ermöglichte und gleichzeitig 
den Scheinwerfer auf die heutige Situation in 
Gaza und der Westbank richtete. «Möge diese 
historische Ausstellung dazu beitragen, neue 
Hoffnung für die Zukunft Gazas zu wecken», 
hielt Jack Lang im Pressedossier fest, «fernab 
von den wahnwitzigen Riviera-Projekten und 
der Zwangsumsiedlung der Palästinenser». 

Wichtige Unterstützung
Die Pariser Ausstellungsmacher konnten für 
ihr Vorhaben (nicht zum ersten Mal) auf die 
Zusammenarbeit mit dem Musée d’Art et 
d’Histoire (MAH) in Genf zurückgreifen. 
Unter dessen Schutz stehen seit 2006 die ge-
retteten Kunst- und Kulturobjekte aus dem 
Gaza-Streifen. Sie sind in zollgesetzlich ex-
territorialen Lagerhallen auf dem Genfer 
Flughafen eingelagert. Dort warten sie auf 
ihre Rückführung nach Gaza, nachdem die 
Artefakte nach einer Ausstellungstournee 
in Frankreich nicht dorthin zurückgebracht 
werden konnten. Zu gross war die Gefähr-
dung durch Gewaltakte während und nach 
der zweiten Intifada von 2000 bis 2005. 

Fadel al-Otol, Archäologe im Genfer Mu-
seum, war unterstützend beim Ausstellungs-
projekt dabei. Er kennt die Geschichte Gazas 
aus eigenem Erleben, ist er doch in einem 
Flüchtlingslager in Gaza aufgewachsen. 
Nach seiner Ausbildung zum Archäologen 
in Frankreich begleitete er in seiner Heimat 
archäologische Ausgrabungen. Dazu gehört 
das aus byzantinischer Zeit stammende Klo-
ster des Heiligen Hilarion einige Kilometer 
ausserhalb von Gaza-Stadt. Die politische Si-
tuation erlaubte es Fadel al-Otor jedoch bald 
nicht mehr, weiter in Gaza zu bleiben. Er lebt 
heute mit seiner Familie in Genf. 

Für die Ausstellung standen 200 Werke 
aus den Ausgrabungen eines französisch-pa-
lästinensischen Archäologen-Teams und 260 
Objekte aus der Privatsammlung des Bauun-
ternehmers Jawdat Khoudary zur Verfügung. 
Auch er war in Gaza aufgewachsen und nach 
der Ausbildung zum Bauingenieur dort ge-
blieben. Bei seinen Bauprojekten beobach-
tete er, dass es in den tieferen Bodenschich-
ten viele Gegenstände aus früheren Perioden 
gab. Sie wurden bei den Arbeiten wenig be-
achtet und oft zerstört. Deshalb wies er die 
Arbeiter auf seinen Baustellen und auch Fi-
scher an, ihm gefundene Artefakte zu über-
geben. Wohlhabend geworden, baute er ein 
eigenes archäologisches Museum, in dem er 
diese Zeugnisse der Vergangenheit ausstellte. 
Darunter war auch die kleine Statue der grie-
chischen Göttin Aphrodite, die in der Ausstel-
lung in Paris zu sehen war.2 Jawdat Khoudary 
lebt heute im Exil in Ägypten, sein Anwesen 
und das Museum wurden vom israelischen 
Militär zerstört. Die archäologischen Zeug-
nisse, die dort gesammelt waren, sind ver-
brannt, zerschlagen oder verschwunden.

Eine Rettungsaktion  
unter dramatischen Bedingungen

Dass die Ausstellung letztlich zustande kam, 
ist keine Selbstverständlichkeit. Es benötigte 
den Mut und die Entschlossenheit von Men-

schen und Organisationen, die um die Bedeu-
tung der Kultur für das Zusammenleben und 
das Selbstverständnis eines Volkes wussten. 
Denn als nach dem 7. Oktober 2023 die is-
raelische Armee – ungeachtet völkerrechtli-
cher Verpflichtungen – mit ihrer Verwüstung 
des Gaza-Streifens fortfuhr, ging es um weit 
mehr als um einen Racheakt an der Hamas. 
Es war ein lang geplanter Feldzug gegen die 
palästinensische Bevölkerung, um sie aus 
ihrem Land zu vertreiben und den Plan eines 
Grossisraels umzusetzen.3 Dazu gehörte die 
radikale Auslöschung kultureller Zeugnisse 
der Geschichte ihrer Bewohner. 

Als in Gaza-Stadt die Menschen mit Räu-
mungsbefehlen zum Verlassen ihrer Wohnun-
gen aufgefordert wurden, betraf das auch das 
zehnstöckige Hochhaus Al-Kawthar, in dessen 
Erdgeschoss sich das Depot der Kulturgüter 
der École biblique et archéologique française 
de Jérusalem (EBAF) befand. Wie bereits üb-
lich geworden, wurde das Vorgehen mit der 
«notwendigen» Zerstörung einer angebli-

chen Infrastruktur der Hamas in diesem Ge-
bäude begründet. Auf internationalen Druck 
hin konnte der geplante Angriff um einen Tag 
verschoben werden. In grösster Eile wurde 
eine Evakuierung der Kulturgüter organisiert. 
Es war ein kurzes Zeitfenster vom Donners-
tagmorgen, dem 4. September 2025, um sie-
ben Uhr bis zum Nachmittag des 9. Septem-
ber 2025. Dann wurde die Rettungsaktion auf 
Grund fehlender Sicherheitsgarantien für die 
Arbeiter beendet. Fadel-al-Otol konnte aus 
der Ferne Anweisungen geben, welche Arte-
fakte bei der Rettung Priorität haben mussten. 
Unterstützt wurde er vom französischen Ar-
chäologen Jean-Baptiste Humbert, der wäh-
rend Jahren für das EBAF gearbeitet hatte. So 
konnten unter prekären Bedingungen ungefähr 
70 % der Gegenstände gerettet werden, die 
restlichen blieben zurück und wurden durch 
den nun folgenden Angriff des israelischen 
Militärs zerstört und sind unwiederbringlich 
verloren.

Zeugen einer bewegten Geschichte
Das grosse Interesse an der Ausstellung in 
Paris und auch an den vorangegangenen in 
Genf stimmt etwas hoffnungsvoller. Viele 
Besucher wollten es genauer wissen, und 
sie erhielten mit Hilfe der ausgestellten Ar-
tefakte einen differenzierten Einblick in die 
epochenübergreifende Geschichte Gazas. 
Elodie Bouffard, verantwortlich für die Aus-
stellungen im IMA, schrieb: «Wir wollten 
auch zeigen, dass Gaza über Jahrtausende 
hinweg Ziel der Karawanenroute war, ein 
Hafen, der seine eigene Währung prägte und 
sich entwickelt hatte, weil er am Übergang 
von Wasser und Sand lag.» Dazu war die Ar-
beit von engagierten Archäologen des 1994 
neu geschaffenen palästinensischen «Service 
des Antiquités de Gaza», dem Ministerium 
für Altertümer und Kulturerbe, nötig. Sie 
begannen 1995, zwei Jahre nach dem Osloer 
Abkommen, mit ihren Ausgrabungen und ar-
beiteten mit internationalen Organisationen 
wie der von Dominikanermönchen betriebe-
nen EBAF zusammen. Ihre aufwendige Ar-
beit wurde mit einmaligen archäologischen 
Fundstücken belohnt. 

Auf dem Gelände des Flüchtlingslagers 
von Jabâliya, in al-Mukhaytim, entdeckten 
sie ein römisches Gräberfeld und eine byzan-
tinische Grabstätte. Auch wurde ein ausser-
gewöhnlich gut erhaltener Mosaikboden frei-
gelegt. In Nusarayat kamen die Ruinen von 
Tell Umm-el-Amr, dem frühchristlichen Klo-

ster des Heiligen Hilarion, zum Vorschein. 
Es wurde 2025 in einer Notaktion zum Welt-
kulturerbe erklärt und auf die Liste des ge-
fährdeten Welterbes gesetzt. In al-Blakhiya 
wurde der um 800 v. Chr. gegründete antike 
griechische Hafen Anthédon freigelegt, und 
schliesslich brachte 1998 die zufällige Ent-
deckung der Stätte Tall al Sakan südöstlich 
von Gaza grundlegend neues Wissen über die 
frühen Epochen sowie die Geschichte der er-
sten ägyptisch-kanaanitischen Beziehungen. 

Das alles sind Zeugnisse der langen histo-
rischen Identität und Kultur von Gaza, ge-
nauso wie die Artefakte, die in der Ausstel-
lung in Paris oder früheren Ausstellungen in 
Genf bestaunt werden konnten. Sie zeigen 
den archäologischen Reichtum und die dazu 
gehörende Geschichte des Gaza-Streifens, 
mit der die dort lebenden Menschen emotio-
nal verbunden sind. Oder wie Jack Lang es 
formuliert: «Die menschliche Seele ist das 
Ergebnis eines Erbes aus vergangenen Zei-
ten, einer Abfolge von Zivilisationen, die die 
Gegenwart prägen und formen, sie so reich 
und komplex machen – fernab von verallge-
meinernden Vorstellungen.» 

Licht in eine verschwiegene Geschichte
Doch wer kennt sie schon, diese lange und 
wichtige Geschichte eines Landstreifens an 
der Mittelmeerküste? Wer weiss um seine 
Bedeutung in der Weltgeschichte und kennt 
all die aufeinander folgenden Zivilisationen, 
die dort im Laufe eines langen Zeitraums ihre 
Spuren hinterlassen haben? Richten wir des-
halb unseren Blick darauf: Die zentrale geo-
graphische Lage Gazas weckte schon früh das 
wirtschaftliche und politische Interesse der 
umliegenden Reiche. Bereits 332 v. Chr. wurde 
es von Alexander dem Grossen belagert, und 
1799 hielt sich auch Napoleon in diesem Ge-
biet auf, um zwei markante Persönlichkei-
ten zu nennen. Im «Wâdî Ghazza», einst eine 
blühende Oase, kreuzten die Karawanenwege 
von Asien und Afrika, und Gazas Hafen bil-
dete schon früh einen wichtigen Zugang zum 
Mittelmeer. Aber die geschichtlichen Spu-
ren führen auch zu den Kanaanitern4, die im  
2. Jahrtausend vor Christus vorwiegend unter 
ägyptischer Herrschaft standen, bis sich das 
Seevolk der Philister dieses Gebiet erkämpfte. 
Später folgten die Assyrer, die Griechen, die 
jüdischen Hasmonäer, die Römer, die christli-
chen Byzantiner sowie muslimische Mamlu-
ken und Osmanen. Kulturen und Völker, von 
denen bei uns die wenigsten in ihrer Schul-
zeit etwas gehört haben. Lehrpläne haben oft 
auch eine politische Agenda … Es ist deshalb 
keine Überraschung, wenn heute dem Narra-
tiv gefolgt wird, dass Israel aus einer öden, 
unbewohnten Sandwüste eine grüne Oase ge-
macht habe und den aus dem Lehrbuch der 
Kriegspropaganda stammenden Floskeln von 
«Demokratie bringen», «Freiheit verteidigen» 
und «Terrorismus abwehren» kritiklos zuge-
stimmt wird.

ep. Nach Angaben der UNESCO sind seit 
dem 7. Oktober 2023 14 religiöse Stät-
ten, 128 Gebäude von historischem und/
oder künstlerischem Interesse, drei Auf-
bewahrungsorte für bewegliches Kul-
turgut, neun Denkmäler, zwei Museen 
und acht archäologische Stätten zer-
stört oder massiv beschädigt worden. 
Bedenkt man, dass dies der Stand am  
24. März 2026 war, so kann man leicht 
erahnen, wie gross die Zerstörung heute 
ist. Nicht aufgeführt sind hier die Bil-
dungseinrichtungen und Krankenhäuser. 

Auch wenn die UNESCO 5,7 Millio-
nen US-Dollar an Soforthilfe mobilisiert 
hat und als Gesamtziel 116,5 Millionen 
Dollar für mittel- und langfristige Not-
massnahmen und den Wiederaufbau 
vorsieht, so sind damit die zerstörten 
Zeugnisse der Vergangenheit nicht wie-
der zurückzubringen. Auch zeigt das 
Verhalten Israels, dass es keinerlei Inter-
esse an einem Wiederaufbau des Gaza-
Streifens als Lebensort der Palästineser 
hat.

Diese kleine Statue aus Marmor stammt aus 
hellenistischer oder römischer Zeit. Sie stellt 
Aphrodite dar, die Göttin der Liebe und der 
Schönheit. Sie wurde von einem Fischer aus 
dem Meer geborgen und Jawdat Khoudary 

übergeben. Sie ist heute in Genf eingelagert. 
(Bild Wikimedia Commons)

Die Grosse Omar-Moschee ist die grösste und eine der ältesten Moscheen im Gaza-Streifen. Sie 
war früher eine christliche Kirche im Zentrum der Altstadt von Gaza. 2023 wurde sie bei einem 

Luftangriff des israelischen Militärs schwer beschädigt. (Bild Wikimedia Commons) Fortsetzung auf Seite 8
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Kultur gehört zur  
Geschichte jeden Volkes

Am 29. Dezember 2023 reichte Süd-
afrika beim Internationalen Ge-
richtshof eine Klage wegen eines 
möglichen Verstosses gegen die Völ-
kermordkonvention in Gaza ein. Es 
ist nicht zufällig, dass unter den Bele-
gen, mit denen es seine Klagepunkte 
untermauerte, auch die Zerstörung 
mehrerer historischer Stätten zu-
sammen mit Archiven, Bibliotheken, 
Museen und Universitäten in Gaza 
aufgeführt ist.5 Kulturgüter gehö-
ren zu den Wurzeln, zur Geschichte 
und zur Identität eines jeden Volkes. 
Die UNESCO hielt zu Recht bereits 
1982 in ihrem Schlussbericht zu einer 
ihrer internationalen Konferenzen 
fest: «Die Kultur kann in ihrem wei-
testen Sinne als die Gesamtheit der 
einzigartigen geistigen, materiellen, 
intellektuellen und emotionalen As-
pekte angesehen werden, die eine Ge-
sellschaft oder eine soziale Gruppe 
kennzeichnen. Dies schliesst nicht 
nur Kunst und Literatur ein, sondern 
auch Lebensformen, die Grundrechte 
des Menschen, Wertsysteme, Tradi-
tionen und Glaubensrichtungen.»6 
Bildung, Wissenschaft, Kultur und 
Kommunikation werden als wichtige, den 
Frieden auf der Welt stärkende Kräfte gewer-

tet, die gefördert und geachtet werden müs-
sen und auch in Kriegszeiten nicht zerstört 

werden dürfen. Die UNESCO fordert 
seither immer wieder den Schutz von 
Kulturgütern gemäss dem Internatio-
nalen Humanitären Völkerrecht ein, 
wie er bereits in der Haager Konven-
tion von 1954 festgehalten ist. Dieser 
Schutz gilt ausnahmslos für alle Kul-
turgüter der Welt, auch in Gaza!7 

Ein Akt des Widerstands
Das wirft neue Fragen auf: Wie ist die 
heutige Situation in Gaza (und nicht 
nur da!) mit völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen in Einklang zu bringen? 
Wie steht es mit den Uno-Verträgen, 
die nach dem Zweiten Weltkrieg eine 
weitere Katastrophe verhindern soll-
ten? Wo bleiben die vielen Überein-
kommen, mit denen eine friedliche 
Lösung für die angestammte Bevöl-
kerung und die neu angesiedelten Is-
raeli angestrebt wurde? Wer an all 
das und gleichzeitig an die aktuel-
len genozidalen Militäreinsätze im 
Gaza-Streifen, im Westjordanland 
und auch in Libanon denkt, wird Jack 
Lang Recht geben, wenn er zur Be-
deutung der Ausstellung meint: «Es 
ist ein Akt des Widerstands!» Denn, 
wie er weiter ausführt: «Nichts ist 
schlimmer als Verlassenheit und Ver-
gessenheit. Diese Ausstellung, die ich 
als einen Dienst an der Öffentlichkeit 
bezeichnen würde, ist eine Hommage 

an Gaza, an seine Lebendigkeit und wunder-
bare Jugend.»	 • 

1	 Dieses und auch weitere Zitate von Jack Lang 
und Elodie Bouffard sind dem Ausstellungskata-
log und dem für die Ausstellung erstellten Pres-
sedossier entnommen. Institut du monde arabe 
(Hrsg). (2025). Trésors auvés de Gaza. 5000 ans 
d’histoire. Editions El viso.

2	 Fareed Armaly. Les sites archeologiques sont le 
pétrole de Gaza. https://www.palestine-studies.
org/sites/default/files/jq-articles/les-sites-archeo-
logiques-sont-le-petrole-de-gaza.pdf

3	 Für Interessierte: 
Leukefeld, Karin. (2024) Krieg in Nahost. Geo
politik, Verwüstung, Widerstand und Aufbruch 
einer Region. Berlin: Hintergrund.  
Pappe, Ilan. (2011) Die vergessenen Palästinenser. 
Eine Geschichte der Palästinenser in Israel. Neu-
Isenburg: Westend-Verlag 
Wyss, Kurt.O. (2022). Die Gewaltsame amerika-
nisch-israelische «Neuordnung» des vorderen Ori-
ents. Bern: Léry-Verlag

4	 Kanaan ist der Name für eine Region, die weit 
über die heutigen Grenzen Israels/Palästinas, Liba-
nons und den Süden von Syrien hinausreicht.

5	 Auch Belgien, Brasilien, Kolumbien, Mexiko, Spa-
nien und die Türkei hatten sich der Klage ange-
schlossen.

6	 Weltkonferenz über Kulturpolitik. Schlussbe-
richt der von der UNESCO vom 26. Juli bis 6. Au-
gust 1982 in Mexiko-Stadt veranstalteten inter-
nationalen Konferenz. Hrsg. von der Deutschen 
UNESCO-Kommission. München: K. G. Saur 
1983. (UNESCO-Konferenzberichte, Nr. 5), S. 121. 
https://www.bak.admin.ch/bak/de/home/themen/
kulturdefinition-unesco.html

7	 Ebenso wie der Irak, Afghanistan, der Iran, Liba-
non, Syrien, Libyen, Sudan und der Kongo, um nur 
einige wenige der in den letzten Jahrzehnten von 
Krieg geplagten Ländern zu nennen.

8	 UNESCO – Impact on Cultural Heritage, Stand 
25. März 2026. unesco.org/en/gaza/assessment

Das Herzstück der Ausstellung bildete der 1996 in der byzantini-
schen Kirche von Jabâliya entdeckte und aufwendig restaurierte 

Mosaikboden von al-Mukhaytim aus dem 5. Jahrhundert.  
(Bild www.imarabe.org)

Mensch bleiben – immer
von Margret Kleine

Von den Feierlichkeiten zum 80. Jah-
restag der Kapitulation Deutsch-
lands nach dem Zweiten Weltkrieg 
am 8. Mai 2025 wurde Russland von 
der Nato ausgeschlossen. In diesem 
Jahr hat sich die westliche Medien-
landschaft nur in einer herablassenden 
Sprache mit dem russischen Gedenken 
am 9. Mai beschäftigt. Darf sich nur 
der «demokratische» Westen erinnern?

«Es gibt nur eine akzeptable Er-
innerungskultur, nämlich die, die 
dem Frieden dient und der Völker-
verständigung.» schrieb Zeit-Fragen 
am13. Mai 2025.

 «Seit dem Holocaust bewegen uns 
wieder die Fragen: Wie war es mög-
lich? Wie konnte das geschehen? Was 
waren das damals, was waren wir da-
mals für Menschen, dass wir mit an-
deren Menschen so umgegangen 
sind?» (S. 11) Das steht in der Einlei-
tung des Vorworts zum Buch: «Reise 
durch den letzten Akt» von Isa Ver-
mehren.1 In diesem Buch schreibt sie 
über die Zeit, die sie im KZ war, und 
ihre Erinnerungen dienen dem Frie-
den und der Hoffnung, dass das nie 
wieder passiert (vgl. Kasten). 

Täglich musste Isa Vermehren an-
schauen, welche abscheulichen Hand-
lungen (Folter, Schläge, Tritte, tage-
langes Strafestehen in der Hitze oder 
in der Kälte, angespuckt oder ange-
schrien werden …) die KZ-Aufseherinnen 
an den Insassen verübten. In den Aufseherin-
nen den Menschen zu sehen «war … wirklich 
harte Arbeit, die vielen schlimmen Eindrücke 
hereinzulassen in den Bannkreis erkennen-
der Liebe. Stunden und Tage innig bemüh-
ten Nachdenkens hat es gekostet, in den wi-
derwärtigen Verzerrungen vor meinem Fenster 
das Gesicht des Menschen wiederzufinden, 
das uns die christliche Offenbarung als liebe-
voll anvertraut hat.» (S.95) 

Isa Vermehren erkennt, dass diese Frauen 
irregeleitet waren durch die Propaganda der 
Nazis und dass sie durch das Tragen der Uni-
form ihr Denken und Fühlen ganz in die 
Sache der Macht, der Gewalt gestellt hatten. 
Nicht mehr «ich bin verantwortlich, sondern 
der, der mir den Befehl gab». (S.79) 

Dieses unmenschliche Empfinden ging 
sehr weit. Einer angeklagten SS-Aufseherin 
im Bergen-Belsen-Prozess wurden schwerste 
Verbrechen nachgewiesen. Auf die Frage des 
Richters: «Sind Sie grausam?» antwortete die 
Angeklagte: «Ich weiss nicht, was ich mir 
unter grausam vorstellen soll.» (S.80) Hier 

muss man sich die Fragen nochmals durch 
den Kopf gehen lassen: «Wie war es mög-
lich? Wie konnte das geschehen? Was waren 
das damals, was waren wir damals für Men-
schen, dass wir mit anderen Menschen so 
umgegangen sind?» (S.11)

Die absolute Verneinung aller Traditionen, 
der kulturellen und humanen Errungenschaf-
ten und damit die Auflösung aller mensch-
lichen Bindungen war Ziel der Nazi-Propa-
ganda. Auf dieser «tabula rasa» (S.78) des 
Gefühls wollten die Nazis die totale Des- 
potie errichten. 

Der Gedanke der völligen Auflösung von 
zwischenmenschlichen Bindungen gehört 
zum Verstehen der Grausamkeiten, gehört 
zur Erinnerungskultur. Ohne Bindung an die 
Mitmenschen kann der Mensch nicht werden. 
Ohne Bindung zu den ersten Beziehungsper-
sonen, den Eltern, und später zu den Freun-
den, entwickelt der Mensch kein Mitgefühl. 
Er braucht die verbindliche, liebevolle Anlei-
tung durch seine Gruppe. 

In ihrem Buch geht Isa Vermehren bei 
sich der Frage nach, wie sie besser verstehen 

kann, was sich vor ihren Augen ab-
gespielt hat. Frau Vermehren kommt 
zu einem bemerkenswerten Ergebnis: 
«Das, was ich nicht sehen will, werde 
ich auch nicht begreifen können.» 
(S.95) In dem schrecklichen Bild 
vom Menschen, dem sie vor ihrem 
Fenster begegnete, hat sie sich wie-
dergefunden. Sie selber hatte in ihrer 
Familie eine wertorientierte Erzie-
hung erlebt. Mit einer anderen fami-
liären Erziehung wäre sie vielleicht 
auch zu einem Opfer der Propaganda 
geworden. Sie wollte sich nicht aus-
nehmen von den schrecklichen Irr-
tümern, die ein Mensch begehen 
konnte. Sie beschreibt an verschie-
denen Stellen, dass erst durch die 
Auseinandersetzung mit der eigenen 
Geschichte, den kulturellen Traditi-
onen, den Werten, die sie erlebt hat, 
sie zum Mitfühlen auch gegenüber 
den Aufseherinnen gelangt ist. 

Im KZ freundete sich Frau Ver-
mehren mit ihrer Blockältesten an. 
Diese polnische Frau war unter 
schrecklichsten Bedingungen ins KZ 
deportiert worden. In den fünf Jah-
ren KZ ist die Blockälteste «keinen 
Fingerbreit vom Bilde des Menschen 
abgewichen, wie es fundiert war in 
ihrer christlichen Weltanschauung» 
(S.153). «Ich fragte sie einmal, aus 
welcher Quelle sie die Kraft zu dieser 

Haltung bezöge, worauf ich die sehr einfache 
Antwort bekam: ‹Ich liebe die Häftlinge.›» 
(S.153) Sehr beeindruckend war auch die 
Haltung der Blockältesten gegenüber dem 
SS-Personal. Es wurde von der Blockältesten 
mit Respekt behandelt. So konnte sie für die 
ihr anvertrauten Insassen im Rahmen des KZ 
Erleichterungen oder Schonung erreichen. 

Die Fragen von Isa Vermehren gehö-
ren nicht nur zur Erinnerungskultur von da-
mals. Schon im alltäglichen Leben stellen 
sich dem Menschen die Fragen: Was bin ich 
für ein Mensch? Zu welchen Taten bin ich 
fähig? Sehe ich im Gewalttäter den irrege-
leiteten Mitmenschen? Es ist notwendig, sich 
angesichts der heutigen Weltlage immer wie-
der damit zu beschäftigen.

Natürlich ist die Erinnerungskultur nicht 
nur eine individuelle Frage. Jean Rudolf 
von Salis machte sich folgende Gedanken: 
«Nachdem sie den Krieg gewonnen haben, 
stehen die siegreichen Mächte vor der verant-
wortungsvollen Aufgabe, nun auch den Frie-
den zu gewinnen.»2 Ob die kriegsführenden 
Staaten heute die vielen Kriege überhaupt 

gewinnen bzw. beenden wollen? Die Bereit-
schaft zum Verhandeln ist nicht sichtbar. Den 
Frieden zu gewinnen ist für die Mächtigen 
nicht gewinnträchtig. Von Salis hatte aber 
nicht die Profitgier der Reichen, der Kriegs-
treiber im Visier. «Die Völker, die bisher als 
Beute der Starken, als Material für einen tota-
len Krieg betrachtet wurden, verdienen es, als 
Patienten behandelt und betreut zu werden. 
Die Staatsmänner müssen geschickte und ge-
lehrte Ärzte sein.»3

Das steht dringend an. 
Die Fragen, wie man der Barbarei entge-

genwirken kann, stellen sich nicht erst heute. 
Ernst Barlach hat zwei kleine Zeichnun-

gen zu einem Gedicht von Christian Morgen-
stern «Brüder» gemacht (siehe Bild).4 Hier 
die Strophen 4–6:

Allen Bruder sein! 
Allen helfen, dienen!
Ist, seit Er erschienen, 
Ziel allein. 
Auch dem Bösewicht, 
der uns widerstrebet! 
Er auch ward gewebet 
einst aus Licht. 
«Liebt das Böse – gut!» 
lehren tiefe Seelen. 
Lernt am Hasse stählen – 
Liebesmut.                                             •

1	 Vermehren, Isa. Reise durch den letzten Akt, Ra-
vensbrück, Buchenwald, Dachau: eine Frau be-
richtet, rororo, 4. Auflage Februar 2021

2	 von Salis, J. R. Eine Chronik des Zweiten Weltkrie-
ges, Radiokommentare 1939–1945. Zürich, Orell 
Füessli 1981; zit. nach Zeit Fragen, Nr. 11 vom 
13.05.2025

3	 ebenda
4	 Christian Morgenstern, «Brüder!», Lied für ein 

neues Gesangbuch studierender Jugend 1914, in: 
Barlach, Ernst. Menschenbilder, Ausstellungskata-
log Kunst-Buch Galerie Traudisch-Schröter Wiehl 
2005

Isa Vermehren
Isa Vermehren wurde 1918 in Lübeck 
geboren. Weil sie die Nazifahne nicht 
grüsste, wurde sie 1933 vom Gymna-
sium verwiesen. 1944 wurde sie verhaf-
tet. Sie überlebte den Aufenthalt in den 
Konzentrationslagern Ravensbrück, Bu-
chenwald und Dachau. Nach dem Krieg 
studierte sie in Bonn und trat einer ka-
tholischen Ordensgemeinschaft bei. 
Vielen ist sie bekannt vom «Wort zum 
Sonntag». Sie war später als Schulleiterin 
tätig. Isa Vermehren starb 2009 in Bonn. 

Ernst Barlach: Zwei Zeichnungen zu einem Gedicht von  
Christian Morgenstern. (Bild www.moma.org)
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